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3. den gemeinsamen Einrichtungen zu empfehlen, Kommunikations- sowie
Schnittstellenkonzepte zu entwickeln, die die Zusammenarbeit und die Kom-
munikation der gemeinsamen Einrichtungen mit den Rehabilitationstragern
regeln. Dazu gehort auch die moglichst friihzeitige fachliche Beratung der
gemeinsamen Einrichtungen mit dem Rehabilitationstrager, insbesondere
der Bundesagentur flr Arbeit.

4. den gemeinsamen Einrichtungen zu empfehlen, qualifikatorische Defizite
der Integrationsfachkrafte im Bereich der Rehabilitations-Bedarfserkennung
zu erfassen und durch systematische Qualifizierungsangebote und weitere
geeignete MaRnahmen wie beispielsweise erganzende Informationsangebote
zu beheben, mit dem Ziel, die Integrationsfachkrafte dazu zu befahigen, auch
schon (erste) Anzeichen fur einen Rehabilitationsbedarf bei den SGB-11-Be-
ziehenden zu erkennen.

5. den gemeinsamen Einrichtungen zu empfehlen, auch die Fihrungskréfte
systematisch zu schulen, um deren Kompetenzen weiterzuentwickeln und sie
optimal dabei zu unterstiitzen, ihre Aufgaben wahrnehmen zu kénnen.

6. darauf hinzuwirken, dass die Bundesagentur flr Arbeit den erfolgreichen
Einsatz dieser Angebote und MalRnahmen (insbesondere Ziffer 2 bis 5) durch
Verfahren der Fachaufsicht Gberprift und nachhélt.

7. den fur die Ausfihrung des SGB 11 zusténdigen obersten Landesbehdrden
zu empfehlen, sicherzustellen, dass bei den zugelassenen kommunalen Tré-
gern entsprechend Ziffer 2 bis 6 verfahren wird.

8. im Rahmen der Begleitforschung das Thema Rehabilitation im SGB Il
starker in den Blick zu nehmen.

Zu Teil B — Assistenzhunde:

im Rahmen der im Teilhabestarkungsgesetz verankerten Studie zu der Um-
setzung der Neuregelungen zu Assistenzhunden eine Gleichstellung von As-
sistenzhunden als Hilfsmittel nach dem Vorbild der Blindenfiihrhunde im
Leistungsrecht der gesetzlichen Krankenversicherung als Option zu prifen.

Zu Teil C — Assistenz im Krankenhaus:

1. hierzu kurzfristig einen Losungsvorschlag vorzulegen, der noch in dieser
Legislaturperiode gesetzgeberisch umgesetzt werden kann.

2. zligig das Gespréch mit den L&ndern zu suchen. Mit Blick auf die Ent-
schlieBung des Bundesrats vom 6. November 2020 (BR-Drs. 583/20), in der
eine Klarung der Kostentragerschaft durch eine Anderung des SGB V bzw.
SGB IX gefordert wird, wird von den Landern die Unterstlitzung einer ent-
sprechenden Losungsfindung erwartet.

Zu Teil D — Werkstattentgelte:

1. auch in diesem Jahr zugunsten der Integrationsamter auf einen Teil der
Ausgleichsabgabe zu verzichten, damit Riickgénge bei den Werkstattentgel-
ten auch im Jahr 2021 angemessen kompensiert werden kénnen; die Werk-
stattentgelte kénnen so kurzfristig gesichert werden.

2. mit Blick auf eine grundsétzliche Neugestaltung des Entgeltsystems in den
Werkstétten gesetzliche Anpassungen nach Abschluss des Forschungsvor-
habens der Bundesregierung zum Entgeltsystem so zeitnah wie méglich um-
zusetzen, aber auch schon im Lichte des Zwischenberichts erste Uberlegun-
gen zu einer Neugestaltung des Entgeltsystems anzustellen, das transparent
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und nachvollziehbar ist, mit dem Werkstattbeschaftigte motiviert und gefor-
dert werden und die wirtschaftliche Existenz von Werkstatten gesichert
wird.”

Berlin, den 21. April 2021

Der Ausschuss fur Arbeit und Soziales

Dr. Matthias Bartke Wilfried Oellers
Vorsitzender Berichterstatter
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Bericht des Abgeordneten Wilfried Oellers

A. Allgemeiner Teil

I.  Uberweisung

Zu Buchstabe a

Der Gesetzentwurf auf Drucksache 19/27400 ist in der 219. Sitzung des Deutschen Bundestages am 26. Marz
2021 an den Ausschuss fur Arbeit und Soziales zur federfiihrenden Beratung sowie an den Ausschuss fiir Recht
und Verbraucherschutz, den Haushaltsausschuss, den Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend, den
Ausschuss fiir Gesundheit, den Ausschuss fur Bildung, Forschung und Technikfolgenabschétzung, den Ausschuss
Digitale Agenda und den Ausschuss fir Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen zur Mitberatung Gber-
wiesen worden. Der Haushaltsausschuss berdt zudem geméal 8 96 GO-BT uber den Gesetzentwurf. Der Parla-
mentarische Beirat fur nachhaltige Entwicklung befasst sich gutachtlich mit der Vorlage.

Die Unterrichtung auf Drucksache 19/28395 wurde dem Ausschuss fur Arbeit und Soziales nach § 80 GO-BT
Uberwiesen.

Zu Buchstabe b

Der Antrag auf Drucksache 19/22929 ist in der 180. Sitzung des Deutschen Bundestages am 1. Oktober 2020 an
den Ausschuss firr Arbeit und Soziales zur federfiihrenden Beratung sowie an den Ausschuss fiir Gesundheit zur
Mitberatung Gberwiesen worden.

Zu Buchstabe ¢

Der Antrag auf Drucksache 19/24886 ist in der 209. Sitzung des Deutschen Bundestages am 11. Februar 2021
an den Ausschuss fur Arbeit und Soziales zur federfiihrenden Beratung tiberwiesen worden.

Zu Buchstabe d

Der Antrag auf Drucksache 19/14503 ist in der 219. Sitzung des Deutschen Bundestages am 26. Méarz 2021 an
den Ausschuss fiir Arbeit und Soziales zur federfiihrenden Beratung sowie an den Ausschuss fir Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend und den Ausschuss fur Gesundheit zur Mitberatung tberwiesen worden.

Zu Buchstabe e

Der Antrag auf Drucksache 19/27299 ist in der 219. Sitzung des Deutschen Bundestages am 26. Mérz 2021 an
den Ausschuss fiir Arbeit und Soziales zur federfiihrenden Beratung sowie an den Ausschuss fir Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend und den Ausschuss fur Gesundheit zur Mitberatung tberwiesen worden.

Zu Buchstabe f

Der Antrag auf Drucksache 19/27316 ist in der 219. Sitzung des Deutschen Bundestages am 26. Mérz 2021 an
den Ausschuss fiir Arbeit und Soziales zur federfiihrenden Beratung sowie an den Ausschuss fur Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend und den Ausschuss fur Gesundheit zur Mitberatung Giberwiesen worden.

Zu Buchstabe g

Der Antrag auf Drucksache 19/24437 ist in der 202. Sitzung des Deutschen Bundestages am 17. Dezember 2020
an den Ausschuss fuir Arbeit und Soziales zur federfiihrenden Beratung sowie an den Innenausschuss, den Aus-
schuss fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend und den Ausschuss fir Gesundheit zur Mitberatung tiberwiesen
worden.
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II.  Wesentlicher Inhalt der Vorlagen

Zu Buchstabe a
1. Tragerbestimmung und digitale Pflegeanwendungen — SGB XI|I

Die Kommunen werden nicht mehr bundesgesetzlich als értliche Trager der Sozialhilfe benannt. Die Bestimmung,
wer Ortlicher oder Gberdrtlicher Tréger der Sozialhilfe ist, obliegt allein den Landern.

In diesem Zusammenhang sind zudem Folgednderungen u. a. hinsichtlich der Trégerbezeichnung im Rahmen des
Vierten Kapitels des SGB XII sowie im Ersten Buch Sozialgesetzbuch (SGB 1) erforderlich.

Die Beibehaltung eines weitgehend gemeinsamen Leistungskatalogs von sozialer Pflegeversicherung nach dem
SGB Xl und der Hilfe zur Pflege nach dem Siebten Kapitel des SGB XII erfordert die Einflihrung von digitalen
Pflegeanwendungen auch in der Hilfe zur Pflege. Nur dann haben auch nicht pflegeversicherte Pflegebediirftige
im Rahmen der ambulanten Pflege nach dem SGB XII einen Zugang zu diesen neuen Pflegeleistungen.

2. Verbesserung der Betreuung von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden —SGB 11 und SGB i1

Die Jobcenter sollen starker als bisher in das Reha-Geschehen einbezogen und die Betreuung von Rehabilitandin-
nen und Rehabilitanden verbessert werden. In den Jobcentern erhalten erwerbsfahige Leistungsberechtigte kiinftig
Zugang zu sozialintegrativen Leistungen neben einem Reha-Verfahren, um ihnen eine nachhaltige Eingliederung,
aber auch den Zugang zu sozialer Teilhabe zu erméglichen. Dazu gehéren kommunale Leistungen wie die Schuld-
ner- und Suchtberatung und das neue mit dem Teilhabechancengesetz geschaffene Instrument zur Teilhabe am
Arbeitsmarkt. Damit sollen bestehende Ungleichbehandlungen abgeschafft werden. Die Mdglichkeiten der akti-
ven Arbeitsférderung im SGB 11 und SGB I11 sollen ausgebaut und somit die Eingliederungschancen in den Ar-
beitsmarkt erhéht werden.

Den Regelungen zur Verbesserung der Betreuungssituation von Rehabilitanden in den Jobcentern liegen zwei
Leitgedanken zu Grunde: Die VVorschlége sollen die Betreuungssituation der betroffenen Personen in den Jobcen-
tern verbessern und die bereits bestehende Komplexitat des gegliederten Systems der sozialen Sicherung nicht
ausweiten.

Die derzeitige Rechtslage fuhrt zu einer nicht vertretbaren und zugleich auch ungewollten Ungleichbehandlung.
Dies gilt sowohl im Vergleich von Menschen mit und ohne Behinderungen im SGB Il als auch innerhalb der
Gruppe leistungsberechtigter Menschen im SGB |l in Abhéngigkeit von der Zustandigkeit unterschiedlicher Re-
habilitationstréger. Ziel der Regelungen ist es deshalb, diese ungewollte Ungleichbehandlung abzuschaffen, in-
dem den Betroffenen in den Jobcentern mindestens die gleichen Férdermdglichkeiten wie allen anderen erwerbs-
fahigen Leistungsberechtigten er6ffnet werden und Teilhabe erméglicht wird. Die Méglichkeiten der aktiven Ar-
beitsforderung sollen insgesamt fuir Rehabilitanden ausgebaut und somit deren Eingliederungschancen in den Ar-
beitsmarkt erhoht werden.

Diese Verbesserungen sollen innerhalb des bestehenden Systems erfolgen. Das gegliederte System der sozialen
Sicherung mit vor- und nachrangigen Rehabilitationstragern sieht die Zustdndigkeit und damit VVerantwortlichkeit
fur Rehabilitationsleistungen in Tragervielfalt vor. Dabei zeigt die Praxis, dass diese Ausgestaltung sowohl fir
die Betroffenen als auch fiir die Rehabilitations- und sonstigen Leistungstrager sehr komplex ist. Dass das geglie-
derte System sich bewéhrt hat, wird dabei grundsétzlich von allen Beteiligten bestétigt. Das Ziel der Regelungen
ist es deshalb, die Handlungsvorschldge so transparent und verwaltungsmagig handhabbar wie méglich zu gestal-
ten. Vor diesem Hintergrund sollen insbesondere die Kommunikationsprozesse der Rehabilitationstréger mit den
Jobcentern verbessert und auf verwaltungsaufwéandige Erstattungsverfahren zwischen den Tragern verzichtet wer-
den.

Zur Verbesserung der Betreuungssituation von Rehabilitanden wird den Jobcentern die Mdglichkeit eingerdumt,
Leistungen nach den §§ 16a ff. SGB Il (mit Ausnahme der Leistungen nach den §§ 16¢ und 16e SGB Il) neben
einem Rehabilitationsverfahren zu erbringen. Die Jobcenter sind somit frei darin, Rehabilitanden (insbesondere
der Bundesagentur fur Arbeit und der Trager der gesetzlichen Rentenversicherung) nach eigenem Ermessen mit
»ihren“ Leistungen zu fordern.
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Das Leistungsverbot fur die Agenturen flr Arbeit und die Jobcenter soll partiell aufgehoben werden in Bezug auf
die Leistungen nach den §8 44 und 45 SGB Il (Agenturen fiir Arbeit) bzw. nach § 16 Absatz 1 SGB I1i. V. m.
den 88 44 und 45 SGB 111 (Jobcenter). Die Agenturen fiir Arbeit und Jobcenter kdnnen dann ihre Vermittlungs-
tatigkeit unmittelbar mit vermittlungsunterstiitzenden Leistungen flankieren und damit die Eingliederung von Re-
habilitandinnen und Rehabilitanden anderer Rehabilitationstrager in den Arbeitsmarkt deutlich beschleunigen.

Es wird sichergestellt, dass die Rehabilitationstrager und die Jobcenter die von ihnen zu erbringenden Leistungen
(Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und Leistungen nach den §§ 16a ff. SGB Il) verbindlich koordinieren
und aufeinander abstimmen. Zugleich werden alle Kommunikationswege fir die Abstimmung und fiir den Aus-
tausch von Sozialdaten bei Zusammentreffen von Leistungen nach dem SGB Il bzw. SGB 111 und Rehabilitati-
onsleistungen in diesem Verfahren gebiindelt.

Dariiber hinaus werden Anderungen hinsichtlich der Begrifflichkeiten bei Menschen mit Behinderungen vorge-
nommen. Mit dem Bundesteilhabegesetz wurde unter anderem der Begriff der Behinderung in 8 2 des SGB 1X
neu gefasst. Damit wurde der Behindertenbegriff nach dem Verstandnis der UN-BRK ausgestaltet. Mit der An-
derung der Bezeichnung behinderte Menschen zu Menschen mit Behinderungen wird der moderne Sprachge-
brauch auch im SGB Il und SGB 111 nachvollzogen. Zudem werden die Bezeichnungen ,,behindertengerecht* und
»behindertenspezifisch jeweils durch die Worter ,,behinderungsgerecht” und ,,behinderungsspezifisch* ersetzt.
Eine Erweiterung oder Verringerung des Personenkreises der Menschen mit Behinderungen im Sinne des § 19
SGB IlI ist damit nicht verbunden.

3. Antragsverfahren zum Kurzarbeitergeld in der Datentibermittlung — SGB 1V

Um das Verfahren der Beantragung von Kurzarbeitergeld sowie Saison-Kurzarbeitergeld zu beschleunigen und
eine Entlastung bei Arbeitgebern und der Bundesagentur fiir Arbeit zu erreichen, soll die Ubermittlung der An-
trage flr Kurzarbeitergeld, Saisonkurzarbeitergeld sowie die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage und der
zusétzlichen Leistungen zum Saison-Kurzarbeitergeld kiinftig als optionales Verfahren auch elektronisch tber die
Entgeltabrechnungsprogramme der Arbeitgeber und dem damit verbundenen Meldeverfahren beantragt werden
konnen.

4. Neufassung der Leistungsberechtigung in der Eingliederungshilfe — § 99 SGB 1X

Die Regelung des leistungsberechtigten Personenkreises im Recht der Eingliederungshilfe (8 99 SGB IX) wird
unter Orientierung an der Fassung des Vorschlags der Arbeitsgruppe ,,Leistungsberechtigter Personenkreis* an-
gepasst. Dadurch werden die iberkommenen und von Betroffenen vielfach als diskriminierend empfundenen ge-
setzlichen Formulierungen des 8 53 Absatz 1 und 2 des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch in der Fassung vom
31. Dezember 2019, auf die in der geltenden Fassung verwiesen wird, durch Formulierungen, die sich an der UN-
BRK und der ICF orientieren, abgeldst. Eine Anderung des leistungsberechtigten Personenkreises ist damit nicht
verbunden. Zudem wird vorgesehen, dass die Vorschriften der Eingliederungshilfe-Verordnung in der Fassung
vom 31. Dezember 2019 bis zum Erlass einer anderen 8 99 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch konkretisie-
renden Rechtsverordnung weiterhin Anwendung finden.

5. Gewaltschutz fiir Menschen mit Behinderungen — SGB 1X

Die Leistungserbringer sollen geeignete MalRnahmen treffen, mit denen Menschen mit Behinderungen und von
Behinderung bedrohter Menschen vor Gewalt geschiitzt werden. Die Rehabilitationstrdger und die Integrations-
amter wirken bei der Erfiillung ihrer gesetzlichen Aufgaben darauf hin, dass der Schutzauftrag von den Leistungs-
erbringern umgesetzt wird.

6. Digitale Gesundheitsanwendungen in der Rehabilitation — SGB 1X

Durch eine Ergénzung des SGB IX werden digitale Gesundheitsanwendungen in den Leistungskatalog der Leis-
tungen zur medizinischen Rehabilitation aufgenommen.

7. Ausweitung des Budgets fur Aushildung — SGB 1X

§ 61a SGB IX wird dahingehend ergédnzt, dass Uber das Budget fir Ausbildung auch Menschen mit Behinderun-
gen gefdrdert werden kdnnen, die sich im Arbeitsbereich einer Werkstatt fiir behinderte Menschen oder eines
anderen Leistungsanbieters befinden.
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Liegt die Zustandigkeit fiir das Budget fir Ausbildung bei einem anderen Rehabilitationstrager als der Bunde-
sagentur fur Arbeit, soll die Bundesagentur fiir Arbeit bei der Ausbildungsplatzsuche mit ihren umfangreichen
Kenntnissen im Bereich der beruflichen Bildung und ihren engen Kontakten zu Arbeitgebern unterstiitzen.

8. Assistenzhunde — BGG

Nach der vorgesehenen Ergénzung des BGG durch die 88 12e bis 121 dirfen Trager 6ffentlicher Gewalt sowie
Eigentiimer, Besitzer und Betreiber von beweglichen oder unbeweglichen Anlagen und Einrichtungen Menschen
mit Behinderungen den Zutritt zu ihren typischerweise fur den allgemeinen Publikums- und Benutzungsverkehr
zugénglichen Anlagen und Einrichtungen nicht wegen der Begleitung durch den Assistenzhund oder den Blin-
denflhrhund verweigern; sie trifft insoweit eine Duldungspflicht. Dartiber hinaus legt der Gesetzesentwurf fest,
welche Anforderungen Assistenzhunde und die Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaft erfiillen missen, damit
ihnen Zutritt zu gewahren ist. Auf diese Weise legt der Entwurf flir Assistenzhunde im Sinne des BGG, die nicht
von Sozialversicherungstrdgern oder im Ausland anerkannt sind, einheitliche Voraussetzungen und Standards
fest. So ist gewahrleistet, dass eine Pflicht zur Duldung des Zutritts nur bei gut ausgebildeten Assistenzhunden
oder Blindenfiihrhunden besteht, die als Teil einer Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaft von fachkundigen un-
abhéangigen Priferinnen oder Priifern geprift worden sind. Mit der in § 12k vorgesehenen Studie sollen die Um-
setzung und die Auswirkungen der gesetzlichen Regelungen der 8§ 12e bis 12l untersucht werden. AulRerdem
enthalt der Gesetzesentwurf eine Verordnungserméchtigung fiir das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales.
In der Verordnung (8 12l) sollen die ndheren Bestimmungen insbesondere zur Zulassung der Fachlichen Stellen,
Ausbildungsstatten und Priferinnen oder Priifern sowie zur Aushildung, Prifung und Kennzeichnung geregelt
werden.

Zu Buchstabe b

Die Fraktion der AfD verweist auf eine Beschlussempfehlung des Petitionsausschusses, wonach eine Klarstellung
notig sei, wer im Falle eines Krankenhausaufenthaltes von Menschen mit Behinderung die Kosten flir eine pro-
fessionelle Krankenhausbegleitung bernehme. Die Petentin habe ein geregeltes Verfahren mit eindeutiger Zu-
stdndigkeit eines Kostentragers gefordert, wenn Menschen mit Behinderung eine professionelle Krankenhausbe-
gleitung benétigten.

Zu Buchstabe ¢

Die Fraktion der FDP stellt erheblichen Handlungsbedarf im Sinne einer barrierefreien Welt fir Menschen mit
Behinderungen fest. Als Weichenstellung sei der Anderung des Grundgesetzes 1994 groRRe Bedeutung zuzumes-
sen. Das Bundesverfassungsgericht sei der Auffassung, dass das Benachteiligungsverbot des Art. 3 Abs. 3 Satz 2
GG sich nicht in der Anordnung erschépfe, Menschen mit und ohne Behinderung rechtlich gleich zu behandeln.
Vielmehr kdnne laut BVerfG eine Benachteiligung auch vorliegen, wenn die Lebenssituation von Menschen mit
Behinderung im Vergleich zu derjenigen nicht behinderter Menschen durch gesetzliche Regelungen verschlech-
tert werde, die ihnen Entfaltungs- und Betatigungsmoglichkeiten vorenthielten, welche anderen offen stiinden.
Aus den Worten der Verfassungsrichter sei ein klarer Auftrag an die Politik abzuleiten. Es gehe darum, Barrieren
fur Menschen mit Behinderungen vollends abzuschaffen.

Zu Buchstabe d

Blindenfiihrhunde ermdglichten ihren sehbehinderten oder blinden Haltern ein Leben in Selbstbestimmung und
neben den Hilfestellungen im privaten Raum auch eine Teilhabe im 6ffentlichen Raum, die ihnen ohne die Hunde
in weiten Teilen verwehrt wiirde, heif3t es u. a. zur Begriindung durch die Fraktion der FDP. Die Anschaffungs-
kosten fiir einen Blindenfuhrhund l&gen bei ca. 20.000 Euro, im Einzelfall auch dariiber, da es sich um eine kom-
plette bis zu zweijéhrige Fremdausbildung beim Trainer handele. Diese Kosten wirden Ubernommen. Ebenso,
nach Ubergabe an den Halter, eine monatliche Pauschale von 177 Euro fiir die Futterkosten etc. Derzeit gebe es
ca. 1,2 Millionen Menschen mit Sehbehinderung in Deutschland, von denen 2.000 bis 2.500 einen Blindenfihr-
hund besélen. Das seien 0,2 Prozent. Der Blindenfiihrhund werde nach engen Vorgaben und Priifung an geeignete
Halter (ibergeben.

Zu Buchstabe e
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Die seit Ober zehn Jahren in Deutschland rechtsverbindliche UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK)
schreibe in Artikel 19 vor: ,,Die Vertragsstaaten dieses Ubereinkommens anerkennen das gleiche Recht aller Men-
schen mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmdglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu leben,
und treffen wirksame und geeignete MalRnahmen, um Menschen mit Behinderungen den vollen Genuss dieses
Rechts und ihre volle Inklusion in der Gemeinschaft und Partizipation an der Gemeinschaft zu erméglichen,”
zitiert die Fraktion DIE LINKE. in der Antragsbegriindung. Dafiir sollten wirksame Malnahmen ergriffen wer-
den, um u. a. zu gewabhrleisten, dass ,,Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen die Mdglichkeit
haben, ihren Aufenthaltsort zu wéhlen und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet sind,
in besonderen Wohnformen zu leben* sowie ,,Menschen mit Behinderungen Zugang zu einer Reihe von kommu-
nalen Unterstiitzungsdiensten zu Hause und in Einrichtungen sowie zu sonstigen kommunalen Unterstiitzungs-
diensten haben, einschlieBlich der personlichen Assistenz.” (Schatteniibersetzung des Netzwerk Artikel 3 e. V.,
3. Auflage, 2018). Die Bundesregierung habe bei der Ratifikation der UN-BRK Kernbegriffe des englischen Ori-
ginals einschrankend Ubersetzt und agiere bis heute auf dieser Grundlage. Auch deshalb entspreche das beschlos-
sene BTHG nicht den Vorgaben der UN-BRK, auch wenn dies von der Bundesregierung bestritten werde. Men-
schen mit Behinderungen kdnnten noch immer im Zweifel aus Kostengriinden gegen ihren Willen in Einrichtun-
gen verwiesen werden u. v. a. m.

Zu Buchstabe f

Gemal der UN-BRK missten alle Menschen mit Behinderungen die Unterstlitzung erhalten, die sie bendtigten,
argumentiert die Fraktion DIE LINKE. in ihrer Antragsbegriindung. Die Konvention sehe unter anderem die Un-
terstitzungsform der , tierischen Assistenz vor. Die unterzeichnenden Staaten hatten sich damit verpflichtet,
diese Unterstiitzung zu erschwinglichen Preisen zu gewéhrleisten. Das ,,Gemeinsame Eckpunktepapier fiir ge-
setzliche Regelungen zum Einsatz von Assistenzhunden in der Bundesrepublik Deutschland* sei im Juni 2019
von mehreren Organisationen erarbeitet worden. Assistenz- und Blindenfuhrhunde sicherten in hohem Malie ein
selbstbestimmtes Alltagsleben, insbesondere wenn keine anderen Hilfsmittel zur Verfligung stiinden, wie bei
Menschen mit Asthma, Diabetes und Belastungsstorungen.

Zu Buchstabe g

Zur Begriindung ihrer Losungsvorschlige fiihrt die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN im Einzelnen u. a. an,
dass das in § 8 SGB IX verankerte Wunsch- und Wahlrecht bisher gleich mehrfach eingeschrénkt werde. Die
gravierendste Beschrénkung bestehe in dem in § 9 Absatz 2 und § 13 Absatz 1 SGB XII verankerten Mehrkos-
tenvorbehalt fir ambulante Leistungen. Leistungstrager kdnnten Wiinsche von Leistungsberechtigten ablehnen,
wenn deren Berticksichtigung die 6ffentlichen Kassen unverhaltnisméBig belasten wiirde. Eine &hnliche Ein-
schrankung werde ab 2020 in § 104 SGB IX fur Leistungen der dann reformierten Eingliederungshilfe enthalten
sein. Ferner mussten alle Sozialleistungstrédger Birgerinnen und Birger umfassend Uber ihre Rechtsanspriiche
informieren und beraten.

Zur Genehmigungsfiktion: Gemé&R § 13 Absatz 3a SGB V miissten die Krankenkassen innerhalb von drei Wochen
nach Antragseingang oder in Fallen, in denen eine gutachtliche Stellungnahme, insbesondere des Medizinischen
Dienstes, eingeholt werde, innerhalb von fiinf Wochen nach Antragseingang Uber einen Antrag auf Leistungen
entscheiden. Wenn die Frist nicht eingehalten werden kénne, misse dem Versicherten dies rechtzeitig mitgeteilt
werden. Andernfalls gelte die beantragte Leistung als bewilligt. Mit Urteil vom 26. Mai 2020 habe das Bundes-
sozialgericht (BSG) seine bisherige Rechtsprechung zur Wirkung der Genehmigungsfiktion des 8 13 Absatz 3 a
SGB V aufgegeben und gleichzeitig dessen Wirkung extrem eingeschrankt. Entgegen seiner bisherigen Recht-
sprechung habe das BSG entschieden, dass der § 13 Absatz 3a Satz 6 SGB V keinen eigenen Sachleistungsan-
spruch begriinde, sondern dem Versicherten nur eine vorlaufige Rechtsposition vermittle, die es ihm erlaube, sich
die Leistung selbst zu beschaffen und bei erfolgter Selbstbeschaffung entsprechende Kostenerstattung von der
Krankenkasse zu verlangen. Die nach Fristablauf fingierte Genehmigung eines Antrags auf Leistungen habe,
ebenfalls entgegen der bisherigen Rechtsprechung, nicht die Qualitat eines Verwaltungsaktes. Die Krankenkasse
sei daher weiterhin berechtigt und verpflichtet, Uber den gestellten Antrag zu entscheiden und damit das laufende
Verwaltungsverfahren abzuschlieRen. Mit einer der fingierten Genehmigung entgegenlautenden Entscheidung der
Krankenkasse ende daher auch das durch die Genehmigungsfiktion begriindete Recht auf Selbstbeschaffung der
beantragten Leistung auf Kosten der Krankenkasse u. a. m.
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lll. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschisse

Zu Buchstabe a

Der Ausschuss fur Recht und Verbraucherschutz, der Ausschuss fur Gesundheit, der Ausschuss fur Bil-
dung, Forschung und Technikfolgenabschatzung, der Ausschuss Digitale Agenda sowie der Haushaltsaus-
schuss haben den Gesetzentwurf auf Drucksachen 19/27400, 19/28395 in gednderter Fassung in ihren Sitzungen
am 21. April 2021 beraten und dem Deutschen Bundestag mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und
SPD bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD, FDP, DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die An-
nahme empfohlen.

Der Ausschuss fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat den Gesetzentwurf auf Drucksachen 19/27400,
19/28395 in geédnderter Fassung in seiner Sitzung am 21. April 2021 beraten und dem Deutschen Bundestag mit
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion der AfD bei Stimmenthal-
tung der Fraktionen FDP, DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Annahme empfohlen.

Der Ausschuss fiir Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen hat den Gesetzentwurf auf Drucksachen
19/27400, 19/28395 in ge&nderter Fassung in seiner Sitzung am 21. April 2021 beraten und dem Deutschen Bun-
destag die Annahme mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD bei Stimmenthaltung der Fraktio-
nen AfD, FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Abwesenheit der Fraktion DIE LINKE. empfohlen.

Der Parlamentarische Beirat fiir nachhaltige Entwicklung hat sich im Rahmen seines Auftrags zur Uberprii-
fung von Gesetzentwirfen und Verordnungen der Bundesregierung auf Vereinbarkeit mit der nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie gemaR Einsetzungsantrag in seiner 70. Sitzung am 24. Februar 2021 mit dem Gesetzentwurf
auf Drucksache 19/27400 befasst:

,Folgende Aussagen zur Nachhaltigkeit wurden in der Begriindung des Gesetzentwurfes getroffen:

»Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung
im Sinne der Nachhaltigkeitsstrategie. Die vorgeschlagenen Ergdnzungen zu Assistenzhunden im Gesetz zur
Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen leisten insbesondere auch einen Beitrag zur umfassenden Teil-
habe aller an wirtschaftlicher und sozialer Entwicklung (Sustainable Development Goals der Agenda 2030 der
Vereinten Nationen — SDG 8 (Menschenwiirdige Arbeit und Wirtschaftswachstum).

Formale Bewertung durch den Parlamentarischen Beirat fir nachhaltige Entwicklung:

Eine Nachhaltigkeitsrelevanz des Gesetzentwurfes ist gegeben. Der Bezug zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie
ergibt sich hinsichtlich folgender Leitprinzipien einer nachhaltigen Entwicklung und Sustainable Development
Goals (SDGS):

Leitprinzip 5 - Sozialen Zusammenhalt in einer offenen Gesellschaft wahren und verbessern,
SDG 3 - Gesundheit und Wohlergehen,

SDG 8 - Menschenwiirdige Arbeit und Wirtschaftswachstum und

SDG 10 - Weniger Ungleichheiten

Die Darstellung der Nachhaltigkeitspriifung ist plausibel.

Der Gesetzentwurf sieht eine Starkung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen im Sinne von Erganzungen
der Regelungen zu Assistenzhunden vor. Folgerichtig wird Bezug zur Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie hin-
sichtlich Ziel 8 — Menschenwirdige Arbeit und Wirtschaftswachstum erstellt. Zusétzlich zu nennen sind hier Leit-
prinzip 5 — Sozialer Zusammenbhalt sowie die Ziele 3 — Gesundheit und Wohlergehen und 10 — weniger Ungleich-
heiten.

Eine Prifbitte ist jedoch nicht erforderlich.*
Zu Buchstabe b



Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode -41- Drucksache 19/28834

Der Ausschuss flir Gesundheit hat den Antrag auf Drucksache 19/22929 in seiner Sitzung am 21. April 2021
beraten und dem Deutschen Bundestag mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP, DIE LINKE. und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktion der AfD die Ablehnung empfohlen.

Zu Buchstabe d

Der Ausschuss fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend und der Ausschuss fur Gesundheit haben den An-
trag auf Drucksache 19/14503 in ihren Sitzungen am 21. April 2021 beraten und dem Deutschen Bundestag mit
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, FDP und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. die Ablehnung empfohlen.

Zu Buchstabe e

Der Ausschuss fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend und der Ausschuss fur Gesundheit haben den An-
trag auf Drucksache 19/27299 in ihren Sitzungen am 21. April 2021 beraten und dem Deutschen Bundestag mit
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE.
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Ablehnung empfohlen.

Zu Buchstabe f

Der Ausschuss fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend und der Ausschuss fur Gesundheit haben den An-
trag auf Drucksache 19/27316 in ihren Sitzungen am 21. April 2021 beraten und dem Deutschen Bundestag mit
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und AfD gegen die Stimmen der Fraktionen FDP, DIE LINKE.
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Ablehnung empfohlen.

Zu Buchstabe g

Der Innenausschuss, der Ausschuss flr Familie, Senioren, Frauen und Jugend und der Ausschuss fir Ge-
sundheit haben den Antrag auf Drucksache 19/24437 in ihren Sitzungen am 21. April 2021 beraten und dem
Deutschen Bundestag mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen
der Fraktionen DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Ablehnung empfohlen.

Iv. Offentliche Anhérung von Sachverstandigen

Der Ausschuss fiir Arbeit und Soziales hat die Beratungen des Gesetzentwurfs auf Drucksache 19/27400 in
seiner 115. Sitzung am 24. Marz 2021 aufgenommen und die Durchfiihrung einer éffentlichen Anhérung von
Sachverstandigen beschlossen. Die Beratungen wurden in der 117. Sitzung am 14. April 2021 fortgesetzt.

Der Ausschuss fur Arbeit und Soziales hat die Beratungen des Antrags auf Drucksache 19/22929 in seiner
112. Sitzung am 24. Februar 2021 aufgenommen und die Durchfilhrung einer 6ffentlichen Anhérung von Sach-
verstandigen beschlossen.

Der Ausschuss fur Arbeit und Soziales hat die Beratungen des Antrags auf Drucksache 19/24886 in seiner
109. Sitzung am 10. Februar 2021 aufgenommen und die Durchfiihrung einer 6ffentlichen Anhdrung von Sach-
verstandigen beschlossen.

Der Ausschuss fur Arbeit und Soziales hat die Beratungen des Antrags auf Drucksache 19/14503 in seiner
115. Sitzung am 24. Mérz 2021 aufgenommen und die Durchfiihrung einer dffentlichen Anhérung von Sachver-
standigen beschlossen.

Der Ausschuss fir Arbeit und Soziales hat die Beratungen des Antrags auf Drucksache 19/27299 in seiner
115. Sitzung am 24. Mérz 2021 aufgenommen und die Durchfiihrung einer dffentlichen Anhérung von Sachver-
standigen beschlossen.

Der Ausschuss fiir Arbeit und Soziales hat die Beratungen des Antrags auf Drucksache 19/27316 in seiner
115. Sitzung am 24. Mérz 2021 aufgenommen und die Durchfiihrung einer 6ffentlichen Anhérung von Sachver-
standigen beschlossen.
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Der Ausschuss fur Arbeit und Soziales hat die Beratungen des Antrags auf Drucksache 19/24437 in seiner
105. Sitzung am 13. Januar 2021 aufgenommen und die Durchflihrung einer ¢ffentlichen Anhdrung von Sachver-
standigen beschlossen.

Die Beratung uber alle sieben Vorlagen wurde in der 117. Sitzung am 14. April 2021 fortgesetzt.
Die Anhdrung zu allen Vorlagen fand in der 118. Sitzung am 19. April 2021 statt.

Die Teilnehmer der Anhdrung haben schriftliche Stellungnahmen abgegeben, die in der Ausschussdrucksache
19(11)1036 zusammengefasst sind.

Folgende Verbande, Institutionen und kommunale Spitzenverbénde haben an der Anhdrung teilgenommen:
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbande
Bundesagentur flir Arbeit

Allianz fur Assistenzhunde — Pfotenpiloten e. V.
Bundesarbeitsgemeinschaft fur Rehabilitation e. V.

Deutscher Landkreistag

Associata-Assistenzhunde e. V.

Deutscher Gewerkschaftsbund

Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V.

Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstatten flir behinderte Menschen e. V.
Nancy Poser, Trier

Constantin Grosch, Hameln

Néhere Informationen kénnen den Stellungnahmen auf Drucksache 19(11)1036 sowie dem Protokoll der Anho-
rung entnommen werden.

V. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federfihrenden Ausschuss

Zu Buchstabe a

Der Ausschuss fiir Arbeit und Soziales hat seine Beratungen (ber den Gesetzentwurf auf den Drucksachen
19/27400, 19/28395 in seiner 121. Sitzung am 21. April 2021 fortgesetzt. Dabei wurde der als MalRgabe doku-
mentierte Anderungsantrag der Fraktionen von CDU/CSU und SPD mit den Stimmen der Fraktionen der
CDU/CSU und SPD bei Stimmenenthaltung der Fraktionen AfD, FDP, DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN angenommen.

Der Ausschuss fir Arbeit und Soziales hat in dieser Sitzung dariiber hinaus die Anderungsantrige der Fraktion
der FDP beraten und sie mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Frak-
tionen der AfD, FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenenthaltung der Fraktion DIE LINKE. abge-
lehnt. Die Anderungsantrage der FDP werden im Folgenden dokumentiert:

»1. Mitwirkungsvorbehalt des Bundestages

Acrtikel 7

8 99 Leistungsberechtigung, Verordnungsermachtigung
Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

(4) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates und des Bundestages
Bestimmungen Uber die Konkretisierung der Leistungsberechtigung in der Eingliederungshilfe erlassen. Bis zum
Inkrafttreten einer nach Satz 1 erlassenen Rechtsverordnung gelten 88 1 bis 3 der Eingliederungshilfe-Verord-
nung in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung entsprechend.”
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Begrindung:

Der Berechtigtenkreis der EGH wird in § 99 SGB X durch Orientierung an die UN-BRK und der ICF angepasst.
Der Kreis soll sich nicht verandern und die Anpassung soll sich kostenneutral auswirken. Durch die Erméchtigung
zur Uberarbeitung der Eingliederungshilfe-VO besteht die Gefahr, dass die Rolle des Bundestages bei den Details
zum Berechtigtenkreis in Hinblick auf neue hinzukommende Personengruppen (z.B. Long-COVID und psychi-
sche Erkrankungen) unzureichend bleibt und die Entscheidungshoheit faktisch auf die Bundesregierung tibergeht.
Ein Mitwirkungsvorbehalt des Bundestags tiber den Zugang zur Eingliederungshilfe und Details zur Umsetzung
mussen zukiinftig gewéhrleistet sein.

2. Assistenzhunde

Acrtikel 9

Anderung des Behindertengleichstellungsgesetzes
Abschnitt Assistenzhunde

8 12k Studie zur Untersuchung wie folgt gefasst:

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales untersucht die Umsetzung und die Auswirkungen der 88 12e bis
121 von 2021 bis 2024. Im Rahmen dieser Studie kénnen Ausgaben wie beispielsweise die Anschaffungs-, Aus-
bildungs- und Haltungskosten der in die Studie einbezogenen Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaften getragen
werden. Der Studienumfang umfasst die Expertise universitarer Forschung, die Evaluierung der Kosteneinspar-
effekte bei bestehenden und neuen Mensch-Tier-Gemeinschaften. Die Studienergebnisse werden dem Deutschen
Bundestag zugeleitet.

Begrlindung:

Assistenzhunde leisten einen wichtigen Beitrag zur Starkung der gesellschaftlichen Teilhabe und bieten dariiber
hinaus erhebliches Potential, finanzielle Belastungen sowohl fiir Betroffene als auch fur die Tréger der Einglie-
derungshilfe und die GKV zu senken. In der OA am 19.04.2021 wurde dies von Sachverstandigen bei PTBS,
Epilepsie und anderen Anfallerkrankungen und der beispielhaft genannten Vermeidung von Sturzverletzungen
oder einer geringeren Medikamentengabe bestétigt. Auch ein in vielen Fallen deutlich verminderter Bedarf an
Assistenz, die nicht immer im (meist familidren) Ehrenamt geleistet werden kann, fuhrt zu erheblichen Einspa-
rungen durch den Einsatz von Assistenzhunden. Es ist deshalb entscheidend, dass auch dies durch eine begleitende
Studie evaluiert wird.”

Der Ausschuss fur Arbeit und Soziales hat dem Deutschen Bundestag in seiner 121. Sitzung am 21. April 2021
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD, FDP, DIE
LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Annahme des so geanderten Gesetzentwurfs auf den Drucksachen
19/27400, 19/28395 empfohlen.

Dar(iber hinaus hat der Ausschuss flir Arbeit und Soziales tiber den in der Beschlussempfehlung dokumentierten
EntschlieBungsantrag der Fraktionen von CDU/CSU und SPD beraten und ihn mit den Stimmen der Fraktionen
der CDU/CSU und SPD bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD, FDP, DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN angenommen.

Dem Ausschuss lagen bei seinen Beratungen zudem zwei Petitionen zum Gesetzentwurf auf Drucksache
19/27400 vor.

Im Zuge der Antragsberatungen gaben die Fraktionen der CDU/CSU und SPD folgende Erkl&rungen ab:

1. ,,.Die Koalitionsfraktion verweisen im Zusammenhang mit einer Reform des Werkstattentgelts auf den Ent-
schlieBungsantrag vom 4. Juni 2019 (Drucksache 19/10715), der die Bundesregierung auffordert, innerhalb von
vier Jahren zu priifen, wie ein transparentes, nachhaltiges und zukunftsfahiges Entgeltsystem entwickelt werden
kann. Es wird begrift, dass das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales in einem interdisziplindren For-
schungsvorhaben untersuchen lasst, wie eine Reform des Entgeltsystems aussehen kdnnte und dabei auch in den
Blick nimmt, welche Mdglichkeiten es gibt, Menschen mit Behinderungen noch mehr Beschéftigungschancen auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu eréffnen. Mit grofRem Interesse wird der erste Zwischenbericht erwartet, den
das Forschungskonsortium dem Bundesministerium fur Arbeit und Soziales zum 30. Juni 2021 vorlegen wird.
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Die Bundesregierung wird aufgefordert, gesetzliche Anpassungen nach Abschluss des Forschungsvorhabens so
zeitnah wie moglich umzusetzen.*

2. ,,Die im Entwurf des Teilhabestarkungsgesetzes vorgesehene Aufnahme von digitalen Pflegeanwendungen in
die Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII ist ein wichtiger Schritt, um den Zugang von allen pflegebedirftigen
Menschen zu vorrangig software- und webbasierten Versorgungsangeboten sicherzustellen und damit einen Bei-
trag zum Erhalt ihrer Selbststandigkeit zu leisten. Den Koalitionsfraktionen ist es ein wichtiges Anliegen, dass
auch die im Verzeichnis nach § 78a SGB XI gelisteten digitalen Pflegeanwendungen durchgehend selbst barrie-
refrei zur Verfligung stehen missen, d. h. fir Menschen mit und ohne Behinderungen in gleicher Weise nutzbar
sein missen. So missen bei der Umsetzung die technischen Anforderungen an die Barrierefreiheit, wie sie sich
insbesondere aus der BITV 2.0 und aus den europdischen Standards ergeben, zugrunde gelegt werden.

Die neuen Vorschriften der digitalen Pflegeanwendungen im SGB XII verweisen auf das mit dem Digitale-Ver-
sorgung-und-Pflege-Modernisierungs-Gesetz in § 78a Abs. 3 SGB XI-E verankerte Verzeichnis des Bundesinsti-
tuts far Arzneimittel und Medizinprodukte. Die Aufnahme in dieses Verzeichnis erfolgt nur, wenn es die in
der - nach § 78a Abs. 6 SGB XI-E noch zu erlasssenden - Verordnung geregelten Anforderungen an die Sicher-
heit, Funktionstauglichkeit und Qualitét erfiillt. Die Qualitat wiederum bemisst sich nach § 78a Abs. 4 Satz 4
Nr. 1 SGB XI-E auch nach der Barrierefreiheit. Dementsprechend ist die Barrierefreiheit von digitalen Pflegean-
wendungen in der Hilfe zur Pflege Uber die gesetzliche Verweisung bereits umfassend berticksichtigt.

Die Koalitionsfraktionen weisen darauf hin, dass diese Regelung in der Praxis entsprechend umgesetzt werden
muss, damit digitale Pflegeanwendungen Empféangern von Hilfe zur Pflege durchgangig barrierefrei zur Verfu-
gung stehen.”

Zu Buchstabe b

Der Ausschuss fuir Arbeit und Soziales hat den Antrag auf Drucksache 19/22929 in seiner 121. Sitzung am
21. April 2021 abschliel’end beraten und dem Deutschen Bundestag mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU,
SPD, FDP, DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktion der AfD die Ableh-
nung empfohlen.

Zu Buchstabe ¢

Der Ausschuss fur Arbeit und Soziales hat den Antrag auf Drucksache 19/24886 in seiner 121. Sitzung am
21. April 2021 abschliefend beraten und dem Deutschen Bundestag mit den Stimmen der Fraktionen der
CDU/CSU, SPD und AfD gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei Stimmenthaltung der Fraktionen DIE
LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Ablehnung empfohlen.

Zu Buchstabe d

Der Ausschuss fur Arbeit und Soziales hat den Antrag auf Drucksache 19/14503 in seiner 121. Sitzung am
21. April 2021 abschlieBend beraten und dem Deutschen Bundestag mit den Stimmen der Fraktionen der
CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimm-
enthaltung der Fraktion DIE LINKE. die Ablehnung empfohlen.

Zu Buchstabe e

Der Ausschuss fur Arbeit und Soziales hat den Antrag auf Drucksache 19/27299 in seiner 121. Sitzung am
21. April 2021 abschlieend beraten und dem Deutschen Bundestag mit den Stimmen der Fraktionen der
CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN die Ablehnung empfohlen.

Zu Buchstabe f

Der Ausschuss fur Arbeit und Soziales hat den Antrag auf Drucksache 19/27316 in seiner 121. Sitzung am
21. April 2021 abschlieBend beraten und dem Deutschen Bundestag mit den Stimmen der Fraktionen der
CDU/CSU, SPD und AfD gegen die Stimmen der Fraktionen FDP, DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN die Ablehnung empfohlen.

Zu Buchstabe g
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Der Ausschuss fur Arbeit und Soziales hat den Antrag auf Drucksache 19/24437 in 121. Sitzung am 21. April
2021 abschlieBend beraten und dem Deutschen Bundestag mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD,
ATD und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Ablehnung
empfohlen.

h) Der Ausschuss fir Arbeit und Soziales hat die in der Beschlussempfehlung unter Buchstabe h dokumentierte
EntschlieBung auf Drucksache 19/28395 in seiner 121. Sitzung am 21. April 2021 beraten und dem Deutschen
Bundestag mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD,
FDP, DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Annahme empfohlen.

Zu den Buchstaben a bis h)

Die Fraktion der CDU/CSU verwies darauf, dass Assistenzhunde - anders als Blindenfiihrhunde - bislang nicht
als Hilfsmittel zur Sicherung des Erfolgs der Krankenbehandlung anerkannt wiirden, da der Gemeinsame Bun-
desausschuss sie bisher nicht als Bestandteil einer positiven Untersuchungs- und Behandlungsmethode eingestuft
habe. Auch eine Gewdéhrung als Hilfsmittel zum Ausgleich einer Behinderung erfolge derzeit regelméRig nicht.
Mit dem Teilhabestarkungsgesetz sollten Assistenzhunde und Blindenfiihrhunde hinsichtlich der Betretungs-
rechte in 6ffentlichen und privaten Raumlichkeiten gleichgestellt werden. Blindenfiihrhunde sollten kinftig nach
den Rechtsvorschriften des Behindertengleichstellungsgesetzes zu den Assistenzhunden gehéren. Die Bundesre-
gierung werde aufgefordert, im Rahmen der im Teilhabestarkungsgesetz verankerten Studie zu der Umsetzung
der Neuregelung zu Assistenzhunden eine Gleichstellung von Assistenzhunden als Hilfsmittel nach dem Vorbild
der Blindenfiihrhunde im Leistungsrecht der gesetzlichen Krankenversicherung als Option zu priifen. Bei den
Werkstattentgelten sei bereits im Jahr 2019 seitens der Koalitionsfraktionen eine Uberpriifung erfolgt. Das Bun-
desministerium fir Arbeit und Soziales habe hierzu ein interdisziplindres Forschungsvorhaben veranlasst. Ein
erster Zwischenbericht werde im Sommer erwartet. Die Koalitionsfraktionen forderten die Bundesregierung auf,
gesetzliche Anpassungen moglichst zeithah umzusetzen. Die im Entwurf des Teilhabestarkungsgesetzes vorgese-
hene Aufnahme von digitalen Pflegeanwendungen in die Hilfe zur Pflege nach SGB XIlI sei ein wichtiger Schritt,
um den Zugang zu allen pflegebediirftigen Menschen zu vorrangig software- und webbasierten Vorsorgeangebo-
ten sicherzustellen, um damit einen Beitrag zum Erhalt ihrer Selbsténdigkeit zu leisten. Es sei ein wichtiges An-
liegen, dass auch im Verzeichnis nach § 78a SGB XI gelistete digitale Pflegeanwendungen durchgehend selbst
barrierefrei zur Verfugung stiinden, sie also fiir Menschen mit und ohne Behinderungen, in gleicher Weise nutzbar
zu machen. So mussten bei der Umsetzung die technischen Anforderungen, die sich insbesondere auf der
BITV 2.0 und aus den europdischen Standards ergaben, zugrunde gelegt werden. Diese Regelungen mssten in
der Praxis entsprechend umgesetzt werden, damit die digitalen Pflegeanwendungen Empfangern von Hilfe zur
Pflege durchgehend und barrierefrei zur Verfigung gestellt wiirden. Dartiber hinaus werde eine Anderung zum
Gewaltschutz nach § 37a SGB 1X im Sinne einer Konkretisierung der Regelungen insbesondere dahingehend er-
folgen, dass Gewaltschutzkonzepte zu erstellen seien. Dartiber hinaus werde in § 185a SGB IX eine Ansprech-
stelle fur Arbeitnehmer vorgesehen, um Menschen auf dem ersten Arbeitsmarkt zu beschéaftigen. Durch Aufklé-
rung und Unterstiitzung von Arbeithehmern und Unternehmern wolle man erreichen, dass viele Menschen auf
diese Weise zusatzlich beschéaftigt werden kénnten. Ferner werde zu den Assistenzhunden eine begriffliche Klar-
stellung vorgenommen, dass darunter auch Blindenhunde fielen.

Die Fraktion der SPD hob hervor, dass man mit dem Teilhabestérkungsgesetz einen weiteren, wichtigen Schritt
fur mehr Teilhabe von Menschen mit Behinderungen gehe. Dazu gehdre, dass das Budget fir Ausbildung auf den
Arbeitsbereich einer Werkstatt ausgeweitet werde. Damit erweitere man fir Menschen mit Behinderungen die
Maoglichkeit einer qualifizierten Ausbildung am ersten Arbeitsmarkt als wichtige Alternative zur Arbeit in der
Werkstatt. Mit Anderungen im parlamentarischen Verfahren habe man ein gutes Gesetz noch besser gemacht.
Hierzu z&hle zum Beispiel, dass die Ausbildungsvergiitung jetzt in voller H6he durch das Budget flr Ausbildung
ubernommen werden kénne. Damit erhoffe man sich nochmals einen Schub fiir das Budget fur Ausbildung. Dar-
uber hinaus wiirden mit der Gesetzesdnderung MaRnahmen des Gewaltschutzes fiir Leistungserbringer noch ein-
mal konkretisiert und verscharft. Die Koalition stelle zudem mit einer weiteren Anderung sicher, dass in den
Werkstétten und Betrieben die Wahlen der Schwerbehindertenvertretungen und Werkstattréte auch in Zeiten der
Corona-Pandemie durch digitale Formate sicher durchgefiihrt werden kénnten. Wo sich durch die Pandemie die
wirtschaftliche Lage der Werkstatten verschlechtert habe - mit der Folge empfindlicher Lohneinbul3en — seien den
Integrationsdmtern bereits im Jahre 2020 durch die Bundesregierung zusatzliche Mittel aus der Ausgleichsabgabe
zur Verfligung gestellt worden. Mit dem EntschlieBungsantrag werde die Bundesregierung aufgefordert, die
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Werkstattentgelte auch im Jahre 2021 durch zusétzliche Mittel aus der Ausgleichsabgabe kurzfristig abzusichern
und mittelfristig zur grundséatzlichen Neugestaltung der Werkstattentgelte gesetzliche Anpassungen vorzuneh-
men. Fir das Ziel einer friihen Erkennung des Reha-Bedarfs setze man zudem Akzente bezliglich einer engeren
Zusammenarbeit zwischen Reha-Tragern und Jobcentern. Menschen mit Behinderungen miisse der Zugang zu
Gesundheitsversorgung in derselben Bandweite, von derselben Qualitat und auf demselben Standard zur Verfi-
gung stehen wie allen Menschen. Deswegen werde die Bundesregierung in der Frage der Assistenz im Kranken-
haus fur Menschen mit Behinderungen aufgefordert, noch in dieser Wahlperiode ein Ergebnis beziiglich der Kos-
tentréger vorzulegen. Das werde im Entschliefungsantrag abgesichert. Gerne hatte man Arbeitgeber, die keinen
einzigen schwerbehinderten Menschen beschéftigten, durch die Einflihrung einer vierten Stufe der Ausgleichsab-
gabe stérker in die Pflicht genommen. Dieses wichtige VVorhaben scheitere allerdings am Koalitionspartner.

Die Fraktion der AfD kritisierte, dass der Gesetzentwurf weiteren Verbesserungsbedarf offen lasse. Der Entwurf
sei ein Sammelsurium verschiedener Bereiche. Die Zahl der vorliegenden Antrage zeige die Notwendigkeit wei-
terer Verbesserungen. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung enthalte durchaus einige gute Regelungen. Einiges
leuchte nicht ein. Die Koalition sei erfreulicherweise auf die Winsche der am Gesetzgebungsprozess Beteiligten,
wie Bundesrat und Behindertenverbinde, eingegangen. Véllig unverstandlich sei aber die Beistellung einer An-
derung des Opferentschadigungsgesetzes. Die Aufhahme von Opfern, die durch Kraftfahrzeuge verletzt worden
seien, sei Uberfallig. Warum sei dazu kein Einzelantrag gestellt worden? Alles in allem werde der Gesetzentwurf
seinem Namen nicht gerecht. Es sei auch in der Umsetzung nicht so geraten, wie sich die Betroffenen das ge-
winscht hétten. Daher werde die AfD sich bei der Abstimmung der Stimme enthalten. Der FDP-Antrag enthalte
mit der Forderung nach Ausweitung der parlamentarischen Kontrolle bei Rechtsverordnungen einen wichtigen
Punkt. Dem werde die AfD zustimmen. Ablehnen misse man dagegen den FDP-Antrag fiir eine umfassende
Teilhabe und Inklusion fiir Deutschland. Dieses Komplettpaket klinge fiir die Behindertenverbénde sicherlich
vielversprechend, sei aber gleichwohl abzulehnen, da er seitens des Staates schwerwiegend ins Privatrecht ein-
greifen wiirde. Barrierefreiheit musse sein, aber im privaten Bereich und nicht staatlich vorgegeben, wenn es nicht
notig sei. Zustimmen werde man dem FDP-Antrag zum Assistenzhunde-Gesetz. Der Antrag der Fraktion DIE
LINKE. bleibe dagegen mit der Forderung nach einem Teilhabegeld fiir alle schwammig. Man schaue letztlich
dabei nicht auf die Kosten. Das sei abzulehnen. Der Assistenzhunde-Antrag der Fraktion DIE LINKE. sei zwar
fast so gut wie der der FDP, mit dem Unterschied, dass die FDP einen Sachantrag vorgelegt habe, die Linke aber
das Ganze ideologisch einférbe. Auch das lehne man ab. Der Antrag der Grinen wiederum habe lobenswerte
Ziele, aber es werde zu viel auf einmal gefordert. Das wiirde grol3e, neue Probleme schaffen, wie die Forderung
nach vollig uneingeschranktem Zugang von Ausléndern zu den Teilhabeleistungen, insbesondere zu den Gesund-
heitsleistungen, unabhéngig vom jeweiligen Aufenthaltsstatus. Das wirde dazu fiihren, dass Deutschland zum
»Jungbrunnen* fiir alle kranken und behinderten Menschen Europas und der Welt wiirde.

Die Fraktion der FDP begriiite einzelne Verbesserungen durch den Gesetzentwurf. Dazu gehérten das Budget
fur Ausbildung und die Anderung der Regelungen fiir Assistenzhunde. Letztere seien besonders erfreulich. Be-
dauerlicherweise sei die Anregung aus der Anhérung nicht aufgegriffen worden, bei der durch die regierungstra-
genden Fraktionen vorgesehenen Kostenevaluierung nicht nur die Kosten fiir Ausbildung und Haltung eines As-
sistenztieres zu berilicksichtigen, sondern auch die damit verbundenen Einsparpotenziale. Diese gebe es beispiels-
weise bei Menschen mit schweren Anfallsleiden, denen durch ein Assistenztier gesundheitliche und finanzielle
Kosten fur hdufig anfallende Notaufnahmen erspart blieben. Man solle spétestens in der nachsten Wahlperiode
liber ein sachgerechtes Assistenzhundegesetz beraten und dabei beriicksichtigen, dass diese Tiere letztlich kein
Geld kosteten. Dazu komme der Gesichtspunkt der ordentlichen Teilhabe aller Menschen in Deutschland. In die-
sem Sinne seien Assistenztiere ein wichtiges Instrument. Das werde etwa von der Bundeswehr als gréfitem Aus-
bilder von Assistenzhunden in Deutschland bereits praktiziert. Der Anderungsantrag der FDP nehme diese Ge-
danken auf. Ferner sei das Vorhaben der Koalition von CDU/CSU und SPD zu kritisieren, die Neuregelung des
Zugangs zur Eingliederungshilfe per Verordnungsermdchtigung und damit am Parlament vorbei beschlielen zu
wollen. In Deutschland lebten etwa 12 Millionen Menschen mit Behinderungen und tber 8 Millionen Menschen
als anerkannte Schwerbehinderte. Weniger als eine Million Menschen hétten heute aber Zugang zur Leistung der
Eingliederungshilfe. Das werde jetzt neu geregelt. Diese Regelung erdffne zentral den Zugang zum Leistungs-
spektrum des SGB IX. Da sei es angemessen, dies durch den Bundestag zu beschlielen. Das sei anders nicht
hinnehmbar. Zu begriRen sei dagegen, dass mit dem Gesetzentwurf der Gewaltschutz in Einrichtungen themati-
siert werde. Es fehle allerdings der Hinweis, wer das am Ende kontrollieren solle. Dem Gesetzentwurf zufolge
liege das allein in den Handen der Leistungserbringer. Das reiche nicht aus.
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Die Fraktion DIE LINKE. begrifte bei Kritik am Gesetzentwurf insgesamt ebenfalls Verbesserungen. Dazu
gehorten die Erweiterung des Leistungsberechtigtenkreises flr das Budget fir Ausbildung und die Regelung zum
leistungsberechtigten Personenkreis der Eingliederungshilfe. Leider seien die zugehdrigen Verordnungen der Ein-
gliederungshilfe nicht zeitgleich tberarbeitet und zur Beschlussfassung mit vorgelegt worden. Zudem habe der
Bundesrat diese Regelung abgelehnt. Das sei drgerlich; denn es diirfe keinen erneuten Versuch einer Einschran-
kung des leistungsberechtigten Personenkreises geben. Die minimale Verbesserung der Betreuung der Rehabili-
tanden in SGB Il und SGB I11 sei gut, reiche aber nicht aus. DIE LINKE. fordere eine umfassende Verbesserung
der Beratung und Vermittlung von Menschen mit Behinderungen aus den Rechtskreisen SGB Il und SGB 111, die
einheitlich durch die Bundesagentur fiir Arbeit zu erfolgen habe. Dariiber hinaus miisse ein umfassender Gewalt-
schutz gewahrleistet werden. Hier gebe es noch die Hoffhung auf eine Wendung zum Guten. Leider seien die
vorgesehenen Regelungen unzureichend. Es miisse verpflichtende Regelungen fir Leistungserbringer und Reha-
bilitationstrager bezuglich Inhalt und Umfang geben sowie Verbindlichkeit, die Aktualisierung der Berichtspflich-
ten, wirksame Kontrollen sowie Sanktionen. Auch die geplanten digitalen Gesundheitsanwendungen im SGB 1X
seien zu begrifRen, missten aber konsequent barrierefrei ausgestaltet werden, ohne die zusatzlichen Kosten auf
die Menschen mit Behinderung zu Ubertragen. Zu begriif3en sei daher ebenfalls die Regelung fir ein Mitnahme-
recht fiir Assistenzhunde in 6ffentlichen und privaten Einrichtung, deren Finanzierung aber nicht langfristig ge-
sichert werde. Weitere wichtige Anderungen fehlten, wie die Verdopplung der Ausgleichsabgabe fiir ,,Null-Be-
schaftiger, die Streichung des ,,Zwangspoolens® und des Kostenvorbehalts. Daher werde die Fraktion sich zum
Gesetzentwurf der Stimme enthalten. Die Kosten fur Assistenzhunde missten vollstandig tbernommen werden,
nicht nur im Rahmen einer Studie. Dies erfolge auch nicht durch den Anderungsantrag der Koalitionsfraktionen.
Zu begriiRen seien die Verbesserungen beim Gewaltschutz und die Festschreibung von Gewaltschutzkonzepten.
Ebenso sei es notwendig, Blindenfiihrhunde als Assistenzhunde zu definieren. Damit wirden Benachteiligungen
fur diese bei den Mitnahmerechten verhindert. Auch sei die Erméglichung der Wahlen der Werkstattrate und der
Schwerbehindertenvertretung durch schriftliche Stimmabgabe und Wahlversammlung als Video und Telefonkon-
ferenz wichtig. Dariber hinaus fehle bisher eine bedarfsgerechte Assistenz in allen Lebensbereichen, auch im
Ehrenamt. Im Antrag der FDP unterstlitze man die Forderung nach barrierefreier Mobilitét, barrierefreien Medi-
enangebot und Gesundheitseinrichtungen und mehr barrierefreiem Wohnraum. Beim Anspruch auf ein Assistenz-
tier wiederum sei eine Aufteilung von Menschen mit Behinderungen in Gruppen nach unterschiedlicher Bedurf-
tigkeit nicht sinnvoll. Fir jede Gruppe sollte sofort ein Anspruch bestehen.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN forderte weitergehende Regelungen. Offensichtlich schliigen viele
Herzen fiir Assistenzhunde. Aber was brduchte man, um in diesem Bereich zu einer konsequenten Ldsung zu
kommen? Interessant sei dabei die in der Anhdrung gedulerte Frage, wie bei Assistenztieren die Kosten dem
Nutzen und der Kostenersparnis gegenubergestellt werden kdnnten. Den zum Thema Assistenzhunde vorliegen-
den Antrégen der Fraktion DIE LINKE. und der FDP stimme man zu. Bei den neuen gesetzlichen Regelungen
seien auch gute Ansétze zu begriBen, némlich die Neuformulierung der Zugangsbedingungen fir Leistungen der
Eingliederungshilfe nach § 99 SGB IX. Die Kiritik, dass die Verordnung nicht von der Zustimmung des Parla-
ments ausgenommen werden durfe, teilten die Griinen; denn in dieser Frage seien die Details der Regelung ent-
scheidend. Dem FDP-Vorschlag eines Parlamentsvorbehalts fur die Verordnung schlgssen die Griinen sich daher
an. Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Verbesserungen bei den Jobcentern seien gut. Auch die Abschaffung der
Deckelung fur das Budget fur Ausbildung und die generelle Ausweitung dieses Instruments begriiRe man eben-
falls. Dass endlich der Gewaltschutz angesprochen werde, sei Uberféllig. Aber der vorliegende Vorschlag werde
nicht zu dem notwendigen Schutz insbesondere flr betroffene Frauen und Kinder fiihren; denn dieser wirde eine
wirkliche Strategie in diesem Bereich voraussetzen, die auch entsprechende Kontrollen vorsehe. Uber den Ent-
schlieBungsantrag der Koalition seien die Griinen schlicht enttduscht. Die dort enthaltene Aufforderung an die
Bundesregierung kénne eine wirkliche Ldsung nicht ersetzen — beispielsweise zur Assistenz fir Menschen mit
Behinderungen im Krankenhaus. Das sei gerade in der Pandemie notwendig und der Bundestag habe dem im
Prinzip auch schon zugestimmt. Beim Thema Werkstattentgelte sei es nicht sachgerecht, die Ausgleichsabgabe
fiir die Kompensation der in der Pandemie entgangenen Werkstattlohne einzusetzen; denn die Ausgleichsabgabe
habe mit Finanzierung inklusiver Beschéftigungen eine grundlegend andere Funktion. Die entgangenen Léhne
missten aus Steuermitteln finanziert werden.
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B. Besonderer Teil
Zu Nummer 1: Anderung Uberschrift

Durch die Anderung der Uberschrift wird der Gesetzestitel an die Anderungen in Artikel 1 des Gesetzentwurfs
angepasst. Aufgrund der Ersetzung der Anderung des § 3 SGB XII durch die Einfligung eines § 34c SGB XII
wird die landesrechtliche Bestimmung der Tréger der Sozialhilfe auf die Gewahrung von Leistungen fur Bildung
und Teilhabe nach dem Dritten Abschnitt des Dritten Kapitels des SGB XI1 begrenzt. Dies wird in der Uberschrift
nachvollzogen.

Zu Nummer 2: Anderung von Artikel 1

Zu Buchstabe a (Neufassung des Inhaltsverzeichnisses des Zwélften Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Buchstabe a)

Folgednderung zur Einfligung eines 8 34c SGB XI|I.

Zu Buchstabe b)

Folgednderung zur Einfiigung eines 8 45a SGB XI|.

Zu Buchstabe c)

Folgednderung zur Einfiihrung der 8§ 64j und 64k SGB XII.

Zu Buchstabe d)

Folgednderung zur Einfiigung eines § 102a SGB XI|I.

Zu Buchstabe b (Neufassung Nummer 2 - Anderung § 27a SGB XII)

Die bisherige Nummer 2 (Anderung § 3 SGB XII) entfallt; durch die Neufassung von Nummer 2 wird eine An-
derung von § 27a SGB XII vorgenommen.

Die Anderung des § 27a SGB XlI dient der Berichtigung eines redaktionellen Versehens. Durch das Gesetz zur
Anderung des Neunten und Zwolften Buches Sozialgesetzbuch und anderer Rechtsvorschriften vom 30. Novem-
ber 2019 (BGBI. I S. 1948) wurden in 8 27a Absatz 4 SGB XI|I, der die abweichende Regelsatzfestsetzung regelt,
Anderungen vorgenommen. Dazu wurden Satze neugefasst sowie an- und eingefiigt, durch die fiir bestimme Fall-
konstellationen eine Absenkung des Regelsatzes im Einzelfall ausgeschlossen wird. Dies gilt auch bei Anerken-
nung von Bedarfen fur Schulbeférderung und gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in Schule und Kindertages-
einrichtung sowie Kindertagespflege (§ 34 Absatz 4 Satz 1 und Absatz 6 Satz 1 SGB XIlI). Dieser Regelungsin-
halt wurde in § 27a Absatz 4 SGB XII sowohl durch die Neufassung von Satz 4 als auch durch die Anfligung
eines Satz 6 aufgenommen. Zur Korrektur dieser Dopplung ist Satz 6 aufzuheben.

Zu Buchstabe c (Streichung der Nummer 3)

Folgeanderung aufgrund des Entfallens der im Gesetzentwurf vorgesehenen Anderung des § 3 SGB XII.
Zu Buchstabe d (bisherige Nummer 4 wird Nummer 3)

Folgednderung der Nummerierung.

Zu Buchstabe e (Neufassung Nummer 4 - Anderung § 32 SGB XII)

Durch die neue Nummer 4 wird eine Anderung von § 32 SGB XII vorgenommen.

In § 32 Absatz 2 Nummer 4 SGB XII werden die Beitrdge flr eine freiwillige Versicherung in der gesetzlichen
Krankenversicherung nach 8 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 7 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V)
als angemessen bestimmt. Die dem § 9 Absatz 1 Satz 1 SGB V durch Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a Doppel-
buchstabe bb des GKV-Versichertenentlastungsgesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) angefiigte
Nummer 8 ist bisher unberiicksichtigt geblieben. Durch § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 SGB V wird friiheren
Soldatinnen und Soldaten auf Zeit, die ab dem 31. Dezember 2018 aus dem Dienst ausgeschieden sind, ein ein-
heitlicher Zugang zur gesetzlichen Krankenversicherung ermaéglicht, indem diese Personen ein Beitrittsrecht zur
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freiwilligen Versicherung erhalten. Deshalb ist der Verweis in § 32 Absatz 2 Nummer 4 SGB XII entsprechend
zu ergédnzen. Er wird zugleich redaktionell korrigiert.

Zu Buchstabe f (Einfiigung der Nummern 4a bis 4e - Anderung §§ 33, 34a, 34b SGB XIl|I, Einfiigung § 35¢
SGB XII, Anderung § 35 SGB XII)

Durch die Einfiigung der Nummern 4a bis 4e werden zusatzliche Anderungen in den Gesetzentwurf aufgenom-
men.

Nummer 4a (Anderung § 33 SGB XII)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung. Der in § 33 Absatz 1 Satz 1 SGB XII enthaltene Verweis auf
§ 82 Absatz 2 ist unvollstandig und ist deshalb zu ergénzen.

Nummer 4b (Anderung § 34a SGB XII)

Es handelt sich um Folgednderungen zur Einfiigung eines 8 34c SGB XI|I.
Nummer 4c (Anderung § 34b SGB XI1)

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Einfligung eines § 34c SGB XII.
Nummer 4d (Einfuigung § 34c SGB XI1)

Mit dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 7. Juli 2020 (Az.: 2 BVR 696/12) werden Teile des kom-
munalen Bildungspakets im SGB XII als nicht mit dem Grundgesetz (GG) fur vereinbar erklart. Die betreffenden
Regelungen des Dritten Abschnitts des Dritten Kapitels des SGB XII stellen nach der Entscheidung des BVerfG
in Verbindung mit der Aufgabenzuweisung in 8 3 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 SGB XII eine aufgrund des
Durchgriffsverbots nach Artikel 84 Absatz 1 Satz 7 GG unzulassige Aufgabenibertragung durch Bundesgesetz
auf Kommunen dar und verletzen diese in ihnrem kommunalen Selbstverwaltungsrecht. Nach dem Beschluss des
BVerfG bleiben die betreffenden Vorschriften zu den Bedarfen fiir Bildung und Teilhabe sowie zur Erbringung
dieser Leistungen nur noch Ubergangsweise bis (spatestens) zum 31. Dezember 2021 anwendbar. Daraus folgt der
Bedarf einer Neuregelung durch den Gesetzgeber spatestens zum 1. Januar 2022.

Der Gesetzentwurf sieht deshalb eine Anderung des § 3 SGB XII vor, wonach generell die Lander die ausfiihren-
den Trager nach dem SGB XII bestimmen (landesrechtliche Tragerbestimmung).

Der Bundesrat hat hingegen in seiner Stellungnahme eine Begrenzung der landesrechtlichen Trégerbestimmung
auf die Aufgabe der Tréger der Sozialhilfe bei der Gewahrung von Leistungen fir Bildung und Teilhabe in der
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des SGB XII vorgeschlagen. Dazu soll ein § 34c SGB Xl
als zusatzliche Vorschrift in den die Regelungen zu Bildung und Teilhabe enthaltenden Dritten Abschnitt des
Dritten Kapitels des SGB XIlI eingefuigt werden.

Angesichts des bevorstehenden Endes der Legislaturperiode und der nach dem Beschluss des Bundesverfassungs-
gerichts nur noch bis (hdchstens) zum 31. Dezember 2021 fortbestehenden Anwendbarkeit der derzeitigen Fas-
sung des § 3 SGB XII fiir die Erbringung von Leistungen fur Bildung und nach dem Dritten Kapitel des SGB XI|I
wird der VVorschlag einer Einfligung eines § 34c SGB XII ilbernommen. Damit wird fir die der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts zugrunde liegenden Bildungs- und Teilhabeleistungen die fristgerechte Schaffung ei-
ner verfassungskonformen Rechtslage gewéhrleistet.

Zu Absatz 1

Nach Absatz 1 sind in Umsetzung des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 7. Juli 2020 die fur die
Ausfiihrung des Dritten Abschnitts des Dritten Kapitels des SGB XII - Leistungen fur Bildung und Teilhabe -
zustandigen Trager durch Landesrecht zu bestimmen. Damit soll das mit der Foderalismusreform in Form des
Durchgriffsverbots nach Artikel 84 Absatz 1 Satz 7 GG geschaffene Gebot, die Entscheidung Uber kommunale
Zustandigkeiten allein den Landern zu (berlassen, fir die der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zu-
grundeliegende Gewéhrung von Leistungen fur Bildung und Teilhabe in der Hilfe zum Lebensunterhalt Bertick-
sichtigung finden.

Zu Absatz 2
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Absatz 2 schliefit die Anwendbarkeit der 88 3, 6 und 7 SGB XII aus, weil hierfir keine bundesgesetzlichen Re-
gelungen angezeigt sind.

Nummer 4e (Anderung § 35 SGB XII)

In 8 35 Absatz 5 Satz 2 SGB XII, der die Angemessenheit der Aufwendungen fur Unterkunft und Heizung in
sonstigen Unterkiinfte fiir das Dritte Kapitel des SGB XII regelt, wird auf die entsprechenden Vorschriften des
Vierten Kapitels nach § 42a SGB XII verwiesen. Die Definition der sonstigen Unterkunfte ist in § 42a Absatz 2
Satz 1 Nummer 3 SGB XIlI enthalten, der unvollistandige Verweis in § 35 Absatz 5 Satz 2 SGB XI| ist entspre-
chend zu erganzen. Eine inhaltliche Anderung ergibt sich daraus nicht.

Zu Buchstabe g (Neufassung der Nummer 5 - Anderung § 37 SGB XII)

Nach § 37 Absatz 2 SGB XII erhalten Leistungsberechtigte in einer stationaren Einrichtung (sogenannte Barbe-
tragsbezieher) ein Darlehen zur Vorfinanzierung der von ihnen bis zur Belastungsgrenze zu leistenden Zuzahlun-
gen nach dem SGB V. Die sich aus der zum 1. Januar 2020 in Kraft getretenen Neufassung von § 27b SGB Xl
ergebende Notwendigkeit einer Anpassung der Verweisung wird nunmehr nachgeholt, woraus sich keine inhalt-
liche Anderung ergibt.

Auch bei der Anderung in § 37 Absatz 4 SGB XII handelt es sich um eine redaktionelle Korrektur: In Satz 2 ist
das Wort ,,nach* zweimal eingefiigt worden, deshalb ist dieses Wort einmal zu streichen.

Zu Buchstabe h (Einfiigung der Nummern 6a und 6b - Anderung 8§ 41 und 42 SGB XI1)

Durch die Einfiilgung der Nummern 6a und 6b werden zusatzliche Anderungen in den Gesetzentwurf aufgenom-
men.

Nummer 6a (Anderung § 41 SGB XI1)

In § 41 Absatz 4 erfolgt eine Anpassung in der Begrifflichkeit: Die grundlegende Anspruchsvoraussetzung im
SGB XIlI ist Hilfebedurftigkeit. Deshalb ist in der Vorschrift (ber die Leistungsberechtigung nach dem Vierten
Kapitel des SGB XII das Wort ,,Bedurftigkeit” durch den Begriff ,,Hilfebedirftigkeit” zu ersetzen.

Nummer 6b (Anderung § 42 SGB XII)

In § 42 SGB XII, nach dem sich die Bedarfe in der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung bestim-
men, stellt die Neufassung von Nummer 4 Buchstabe b eine Folgeanderung zur Einfiigung von § 45a SGB XII
dar. Fir die Hohe der nach § 42 Nummer 4 Buchstabe b anzuerkennenden Bedarfe fur Unterkunft und Heizung
in einer stationdren Einrichtung ist die durchschnittliche Warmmiete von Einpersonenhaushalten zugrunde zu
legen. Die Vorgaben fiir deren Ermittlung ergeben sich aus § 45a SGB XI|I.

Damit gilt fur die stationdre Einrichtung und die besondere Wohnform nach § 42a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und
Satz 3 SGB XII ein gemeinsames Verfahren fur die Ermittlung der zugrunde zu legenden durchschnittlichen
Warmmiete von Einpersonenhaushalten. Von der Anderung unber(ihrt bleiben die zwischen beiden Wohnformen
bereits bestehenden Unterschiede im Umfang der anerkennungsféhigen Unterkunftskosten. Fur Leistungsberech-
tigte in stationdren Einrichtungen bleibt es bei der Pauschale in Hohe der durchschnittlichen Warmmiete.

Zu Buchstabe i (Neufassung der Nummer 7 - Anderung § 42a SGB XI1)

Die im Gesetzentwurf in Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe b und ¢ enthaltenen Anderungen des § 42a Absatz 6 und
7 SGB XII entfallen. Die als Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe a enthaltenen Anderungen in § 42a Absatz 5 SGB
XI1I werden unverandert als Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe b tibernommen.

Zusatzlich wird als neuer Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe a die Korrektur einer fehlerhaften Verweisung in § 42a
Absatz 4 Satz 3 SGB XII aufgenommen. Fiir den Fall, dass in einer Wohngemeinschaft die tatsachlichen Auf-
wendungen fir Unterkunft und Heizung hoher als angemessen sind, ist auf den gesamten 8§ 35 Absatz 2 SGB XII
zu verweisen und nicht nur auf dessen Satz 2, der die Sechsmonatsfrist zur Kostensenkung beinhaltet.

Zu Buchstabe j (Neufassung der Nummer 8 - Anderung § 42b SGB XI1)

Die im Entwurf unter Nummer 8 enthaltene Anderung entfallt; durch die Neufassung von Nummer 8 wird eine
Anderung von § 42b SGB XII in den Gesetzentwurf aufgenommen. Dadurch wird in § 42b Absatz 3 Satz 1 eine
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unvollstandige Verweisung auf § 112 Absatz 1 SGB IX korrigiert, in dem der fehlende Zusatz ,,Satz 1 eingefiigt
wird.

Zu Buchstabe k (Neufassung der Nummer 9 - Anderung § 44a SGB XI1)

Die im Gesetzentwurf enthaltene Anderung des § 44a SGB XII wird auf die in Buchstabe b enthaltene redaktio-
nelle Anderung in Absatz 6 Satz Nummer 1 und den davor stehenden Satzteil beschrankt (im Gesetzentwurf:
Buchstabe d Doppelbuchstabe aa mit den Dreifachbuchstaben aaa und bbb).

Hinzu kommt eine redaktionelle Anderung in Absatz 5 (Buchstabe a), durch die das Wort ,,der” gestrichen und
die Endung im Wort ,,zustdndige* angepasst wird.

Zu Buchstabe | (Streichung Nummern 10 bis 12)

Folgeédnderung aufgrund des Entfallens der im Gesetzentwurf vorgesehenen Anderung des § 3 SGB XI|.

Zu Buchstabe m (bisherige Nummer 13 wird Nummer 10 und neu gefasst - Einfligung 8 45a SGB XI1)
Die im Gesetzentwurf enthaltene Einfligung von § 45a SGB XII wird zu Nummer 10 des Gesetzentwurfs.

Mit der Einfugung von §45a SGB XII werden einheitliche Vorgehensweisen fir die Ermittlung der
durchschnittlichen Warmmiete als Grundlage fiir die Hohe der Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung in stationéren
Einrichtungen und besonderen Wohnformen geschaffen. Grundlage dafiir sind, wie bereits nach dem geltenden
Recht (8 42 Nummer 4 Buchstabe b SGB XIlI), die anerkannten angemessenen tatsachlichen Aufwendungen fur
Unterkunft und Heizung von Einpersonenhaushalten. Dies sind fir allein in einer Wohnung lebende leistungsbe-
rechtigte Personen die jeweils in voller Hohe als Bedarf anerkannten Aufwendungen fiir Unterkunft und Heizung.
Damit wird zugleich sichergestellt, dass sich die anerkennungsfahigen Bedarfe fur Unterkunft und Heizung in
beiden Anwendungsféllen an den aktuellen Entwicklungen des Wohnungsmarkts orientieren.

Zu Absatz 1

Absatz 1 Gbernimmt im Wesentlichen den Inhalt des nach dem Entwurf einzufligenden § 45a SGB XII. Dessen
Satz 1 wiederum beinhaltet im Wesentlichen den Regelungsinhalt der in § 42a Absatz 5 SGB XII aufzuhebenden
Sétze 4 und 5, um eine einheitliche Verfahrensregelung zur Ermittlung der durchschnittlichen Warmmiete zu
schaffen.

Zur Ermittlung der durchschnittlichen Warmmiete von Einpersonenhaushalten ist auf die tatséchlichen Aufwen-
dungen von in Wohnungen alleinlebenden Leistungsberechtigten abzustellen; damit bleiben die angemessenen
Bedarfe fur Unterkunft und Heizung von Leistungsberechtigten in sonstigen Unterkiinften, in stationaren Einrich-
tungen sowie in besonderen Wohnformen aul3er Betracht. Dabei werden in Satz 2 die regional zur Durchschnitts-
bildung heranzuziehenden Einpersonenhaushalte prazisiert: MaRgeblich sind diejenigen Haushalte, die im Zu-
stdndigkeitsbereich desjenigen Tréagers der Sozialhilfe liegen, in dem die stationére Einrichtung und die besondere
Wohnform liegen, fiir die der Durchschnittsbetrag gebildet wird. Sind mehrere Trager der Sozialhilfe sachlich fiir
die Erbringung von Leistungen nach dem Vierten Kapitel SGB XII - beispielsweise an Leistungsberechtigte in
stationdren Einrichtungen oder in Wohnungen - zusténdig, so ist nach Satz 3 auf denjenigen Trager abzustellen,
der zugleich fur die Bewilligung von Leistungen an in Wohnungen lebende Leistungsberechtigte zusténdig ist.
Dies ist erforderlich, damit ausschlieflich die Wohnungsmieten von Einpersonenhaushalten des jeweiligen ortli-
chen Wohnungsmarkts in die Durchschnittsbildung eingehen. Zugleich wird damit beriicksichtigt, dass es sich
um Aufwendungen flr Unterkunft und Heizung von in Wohnungen lebenden Einpersonenhaushalten handelt, die
auf ihre Angemessenheit tberprift wurden und denen entsprechende Leistungsbewilligungen zugrunde liegen.
Die Durchschnittsbildung durch die drtlichen Trager vermeidet zudem, dass der (regelméRig) nicht flr Leistungs-
berechtigte in Wohnungen zustandige (lberortliche) Trager zunéchst die Neuermittlungen der Durchschnittsmie-
ten durch die hierfur zustandigen (6rtlichen) Trager abwarten muss, um seinerseits eine Durchschnittsermittlung
fiir seinen - dartiber hinausgehenden - drtlichen Zustandigkeitsbereich vornehmen zu kdnnen.

Abweichend von der bisherigen Regelung in § 42a Absatz 5 Satz 5 SGB XIlI sind nach Satz 4 6rtliche Abgren-
zungen, die sich aus der Festlegung mehrerer Angemessenheitsgrenzen innerhalb des Zustandigkeitsbereichs ei-
nes Tragers ergeben, kiinftig bei der Durchschnittshildung stets zugrunde zu legen. Die bisherige Regelung legte
nahe, dass die Berlicksichtigung ortlicher Unterschiede im Mietniveau innerhalb des Zustandigkeitsbereiches im
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Ermessen des Trégers lage. Eine in verschiedenen Erhebungszeitraumen unterschiedliche Handhabung wider-
spréche jedoch einer transparenten und die Mietentwicklung widerspiegelnden Ermittlung eines Durchschnitts-
wertes.

Zu Absatz 2

§ 45a SGB XII wird gegenlber dem Gesetzentwurf um eine ausdriickliche Regelung ergéanzt, die eine jahrliche
Anpassung der durchschnittlichen Warmmiete gewéhrleistet. Dadurch werden die in stationdren Einrichtungen
und besonderen Wohnformen anzuerkennenden Bedarfe fuir Unterkunft und Heizung regelmafig an die aktuellen
Mietentwicklungen auf dem ortlichen Wohnungsmarkt angepasst. Zusatzlich wird ein Zeitplan fiir die jahrliche
Anpassung geregelt, um den Leistungstragern friihzeitig die notwendigen Anpassungen der Leistungen nach dem
Vierten Kapitel oder auch Dritten Kapitel des SGB XII sowie weiterer zu erbringender Leistungen zu ermdgli-
chen.

Satz 1 regelt, dass die Neuermittlung der durchschnittlichen Warmmiete spatestens bis zum 1. August eines Ka-
lenderjahres erfolgt sein muss. Damit verbleibt den Tragern im Regelfall ausreichend Zeit, um die notwendigen
leistungsrechtlichen sowie daraus resultierende weitere Anpassungen umzusetzen, bis der nach Satz 4 ab dem 1.
Januar des Folgejahres geltende neu ermittelte Durchschnittsbetrag gilt. Diese Zeit wird insbesondere dann bené-
tigt, wenn die tatsdchlichen Aufwendungen fur Unterkunft und Heizung in einer besonderen Wohnform ab Beginn
des Folgejahres erstmalig den Hochstbetrag von 125 % der durchschnittlichen Warmmiete tbersteigen. Dies ist
bei ansonsten unveranderten Verhaltnissen dann der Fall, wenn der neu ermittelte Durchschnittsbetrag fir die
Warmmiete geringer ist als der bislang geltende Betrag. In diesem Fall kommen erstmalig ergédnzende Leistungen
der Eingliederungshilfe nach § 113 Absatz 5 SGB IX in Betracht. Der verbleibende Zeitraum von finf Monaten
durfte insbesondere auch in diesem Fall in der Regel ausreichend sein, um erforderliche Vereinbarungen zur
Ubernahme von Aufwendungen fiir Wohnraum oberhalb des Hochstbetrags zwischen den Tragern der Eigliede-
rungshilfe und den Leistungserbringern abzuschlieBen sowie zur erstmaligen Feststellung erforderlicher Leistun-
gen der Eingliederungshilfe nach § 113 Absatz 5 SGB IX ein Gesamtplanverfahren durchzufihren. Ist zu erwar-
ten, dass fur die notwendigen Anpassungen im Bereich der Eingliederungshilfe ein langerer Zeitraum erforderlich
ist, sollte die Neuermittlung zu einem friiheren Zeitpunkt durchgefihrt werden.

Satz 2 legt fest, dass der Durchschnittsbetrag aus einem Zwdélfmonatszeitraum zu bilden ist. Damit sind die ange-
messenen tatsachlichen Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung derjenigen leistungsberechtigten Personen zu be-
ricksichtigen, die in dem Zwdlfmonatszeitraum allein in einer Wohnung leben. Die angemessenen Bedarfe flr
Unterkunft und Heizung anderer in Wohnungen lebender Haushalte, wie Paar- beziehungsweise Mehrpersonen-
haushalte, sind nicht zu berticksichtigen.

Angemessene Aufwendungen sind diejenigen Aufwendungen, die bei Leistungsberechtigten in Einpersonenhaus-
halten bis zur abstrakten Angemessenheitsgrenze des jeweiligen Trégers anerkannt worden sind. Dabei sind im
konkreten Einzelfall auch als angemessen anerkannte Aufwendungen zu berticksichtigen, wenn diese beispiels-
weise wegen des Bedarfes von barrierefreiem Wohnraum die abstrakte Angemessenheitsgrenze uberschreiten.

Die Lé&nge des Erhebungszeitraums stellt sicher, dass die im Verlauf eines Jahres zu bestimmten Zeitpunkten
gehduft auftretenden Veranderungen, wie Betriebs- und Heizkostenabrechnungen und gegebenenfalls Mieterho-
hungen, bei der Neuermittlung umfassend berticksichtigt werden. Sofern ein Land zur Erhebung der maRgebli-
chen Daten keinen einheitlichen Zwdélfmonatszeitraum trégeriibergreifend regelt, sind Beginn und Ende des aus-
zuwertenden Zwoélfmonatszeitraums von den jeweils zustandigen Tragern festzusetzen. Dies stellt sicher, dass
sowohl tragerspezifische Besonderheiten bei der Ermittlung und Auswertung der zu berlcksichtigenden Daten
als auch landesspezifische Interessen bei der Festlegung des Erhebungszeitraum angemessen berlcksichtigt wer-
den.

Satz 3 schliet die Beriicksichtigung der Aufwendungen bestimmter Einpersonenhaushalte bei der Durchschnitts-
bildung aus. Nicht beruicksichtigt werden Leistungsberechtigte, denen keine Aufwendungen fur Unterkunft und
Heizung anerkannt worden sind (Nummer 1). Ebenso unberiicksichtigt bleiben die Aufwendungen Leistungsbe-
rechtigter in selbstgenutztem Wohneigentum, da diese die Entwicklungen des Wohnungsmarktes fur Mietwoh-
nungen nicht oder zumindest nicht hinreichend adéquat abbilden (Nummer 2). Eine Berlicksichtigung dieser Ein-
personenhaushalte wiirde zu einer durchschnittlichen Warmmiete flihren, die unterhalb der tatsachlichen durch-
schnittlichen Aufwendungen von Haushalten mit Mietaufwendungen liegt. Nach Nummer 3 bleiben unangemes-
sene Aufwendungen von Einpersonenhaushalten bei der Durchschnittsbildung auller Betracht, wenn diese nach
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8 35 Absatz 2 Satz 1 vorubergehend (fiir bis zu sechs Monate) als Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung anzuer-
kennen sind. Mit dieser Regelung wird bekréftigt, dass tatsachliche unangemessene Aufwendungen fur Unter-
kunft und Heizung bei der Ermittlung der durchschnittlichen Warmmiete nicht zu berlicksichtigen sind.

Satz 4 regelt, dass die neu ermittelte durchschnittliche Warmmiete ab dem 1. Januar des Folgejahres zu bertick-
sichtigen ist. Damit verandern sich die nach 8§ 42 Nummer 4 Buchstabe b anzuerkennenden Bedarfe sowie - un-
beschadet der tatsachlich vertraglich vereinbarten Aufwendungen - die Betrége, die nach § 42a Absatz 5 Satz 3
hdchstens als Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung anerkannt werden kénnen. Sind aufgrund einer verénderten
Durchschnittsmiete und der tatsachlich vereinbarten Aufwendungen fiir Unterkunft und Heizung Anderungen
laufender Leistungsbewilligungen erforderlich, so kbnnen diese regelméRig mit den aufgrund Fortschreibung oder
Neuermittlung der Regelbedarfsstufen erforderlichen Anpassungen verbunden werden.

Zu Buchstabe n (Streichung der Nummern 14 bis 17)

Folgeénderung aufgrund des Entfallens der im Gesetzentwurf vorgesehenen Anderung des § 3 SGB XI|.

Zu Buchstabe o (bisherige Nummern 18 und 19 werden Nummern 11 bis 12)

Folgeénderung aufgrund des Entfallens der im Gesetzentwurf vorgesehenen Anderung des § 3 SGB XI|.

Zu Buchstabe p (Einfiigung Nummer 13 - Anderung § 82 SGB XII)

Durch die Einfligung von Nummer 13 wird der Gesetzentwurf um eine Anderung des § 82 SGB XII ergénzt.
Zu Buchstabe a

§ 82 SGB XII bestimmt den Begriff von Einkommen und dessen Berlicksichtigung im SGB XII. Mit der Neufas-
sung wird § 82 Absatz 1 SGB XII umstrukturiert und ergéanzt. Die in der geltenden Fassung in einem durchgan-
gigen Satz 1 aufgezahlten Ausnahmen der nicht zum Einkommen gehérenden Einkiinfte werden zukdinftig in den
neuen Satz 2 (ibernommen. Dort werden sie in die Nummern 1 bis 3 untergliedert und durch die neue Nummer 4
erganzt. Die Umstrukturierung dient der Ubersichtlichkeit. Eine inhaltliche Anderung der bestehenden Rechtslage
in Bezug auf die Nummern 1 bis 3 erfolgt nicht.

Inhaltlich neu ist Nummer 4.

Durch die Aufnahme der Aufwandsentschédigung nach § 1835a des Biirgerlichen Gesetzbuches (BGB) als neuer
Ausnahmetatbestand wird ein Gleichlauf zu der Anderung im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB 1) herge-
stellt. Gemal} § 82 Absatz 2 Satz 2 SGB Xl ist die Aufwandsentschadigung nach 8 1835a BGB nach der aktuellen
Rechtslage in Hohe von bis zu 250 Euro monatlich nicht als Einkommen zu ber(cksichtigen.

Aufwandsentschadigungen fir ehrenamtliche Vormunder, Pfleger und Betreuer werden nach § 1835a Absatz 2
BGB einmal jahrlich gezahlt, selbst wenn mit der Entschadigung Aufwande fiir mehrere Monate oder sogar das
ganze Jahr abgegolten werden. Nach Anwendung des § 82 Absatz 7 Satz 2 SGB XII und der Verordnung zur
Durchfiihrung des § 82 SGB XII kann durch die gleichméRige Verteilung der jahrlichen Auszahlung nach beste-
hender Rechtslage ein Hochstbetrag von bis zu 3 000 Euro jahrlich freigelassen werden.

Kunftig ist eine Freilassung dieser Aufwandsentschadigung auch ohne gleichmafige Verteilung auf die einzelnen
Kalendermonate moglich. Diese Anderung stellt den Gleichlauf mit dem SGB I sicher.

Die weitgehende Freistellung im SGB XIlI dient, ebenso wie im SGB 11, dazu, eine aus den Systemunterschieden
zwischen birgerlichem Recht und Sozialrecht resultierende Unbilligkeit zu beseitigen. Nicht zuletzt dient die
weitgehende Freistellung der Aufwandsentschadigungen auch der Anerkennung der Tétigkeit ehrenamtlicher
Vormiinder, Pfleger und Betreuer und soll zugleich weiterhin den Anreiz setzen, sich entsprechend zu engagieren.

Zu Buchstabe b

Die Anderung in § 82 Absatz 2 Satz 2 SGB X! stellt eine Folgeanderung zur Neufassung von § 82 Absatz 1 SGB
XI1 dar. Der Verweis auf Nummer 26b des § 3 EStG in § 82 Absatz 2 Satz 2 SGB XIl| ist durch die Aufnahme
des § 82 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 SGB XII obsolet geworden und ist dementsprechend zu streichen. Durch die
Umstrukturierung des § 82 Absatz 1 SGB XII wurde die bisher auf 250 Euro monatlich begrenzte Einkommens-
freilassung der Aufwandsentschadigung nach § 1835a BGB in die numerische Aufzéhlung des & 82 Absatz 1
Satz 2 SGB XI|I integriert und fuhrt zu einer weitgehenden Freilassung.
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Zu Buchstabe q (bisherige Nummern 18 und 19 werden Nummern 14 und 15)
Folgeédnderung aufgrund des Entfallens der im Gesetzentwurf vorgesehenen Anderung des § 3 SGB XI|.
Zu Buchstabe r (bisherige Nummer 22 wird Nummer 16 und neugefasst - Anderung § 97 SGB XII)

Folgeédnderung aufgrund des Entfallens der im Gesetzentwurf vorgesehenen Anderung des § 3 SGB XII. Die im
Gesetzentwurf unter Nummer 22 enthaltene Anderung von § 97 SGB XIl, der die sachliche Zustandigkeit der
SGB-XII-Trager regelt, wird durch die Neufassung von Nummer 15 auf die Aufhebung von dessen Absatz 5 be-
schréankt.

Zu Buchstabe s (bisherige Nummer 23 wird Nummer 17 und neugefasst - Anderung § 98 SGB XII)

In der neuzufassenden Nummer 17 wird die im Gesetzentwurf unter Nummer 23 enthaltene Anderung von § 98
Absatz 1a Satz 1 SGB XII, nach dem sich die 6rtliche Zustandigkeit der SGB XI1I-Tréger ergibt, durch eine Neu-
fassung dieses Satzes ersetzt. Dabei wird die nach dem Gesetzentwurf in Satz 1 vorzunehmende sprachliche Klar-
stellung Gbernommen und erganzt durch den Verweis auf den neuen § 34c SGB XIlI, der die landesrechtliche
Bestimmung der die Leistungen fiir Bildung und Teilhabe ausfiihrenden Trager der Sozialhilfe beinhaltet.

Zu Buchstabe t (Neufassung der Nummern 18 - Einfligung 8 102a SGB XI|I)

Wegen des Entfalls der im Gesetzentwurf vorgesehenen Anderung des § 3 SGB Xl entféllt auch die unter Num-
mer 18 enthaltene Aufhebung von § 46b SGB XII. Durch die Einfligung einer neuen Nummer 18 wird ein § 102a
SGB Xl in das SGB XII eingefiigt.

Durch die Neuaufnahme des § 102a wird die Riickfuhrung der von Todes wegen zu Unrecht erbrachten Geldleis-
tungen der Sozialhilfe fur die Trager vereinfacht. Hierfir wird § 118 Absatz 3 bis 4a SGB VI fir entsprechend
anwendbar erklart und somit die Rechtslage im SGB XIlI an die Rechtslage des SGB Il, SGB XI und im WoGG
angeglichen.

Die entsprechende Anwendung der Regelungen des SGB VI erstreckt sich auf die Sozialhilfeleistungen, die fur
Zeitrdume nach dem Todesmonat vom Sozialhilfetrdger iberwiesen wurden. Fir diese gilt in Zukunft auch die
Vorbehaltswirkung und die daraus resultierenden Riickforderungsmdéglichkeiten des § 118 Absatz 3 bis 4a SGB
VI.

Zu Buchstabe u (bisherige Nummern 24 und 25 werden aufgehoben)
Folgeénderung aufgrund des Entfallens von im Gesetzentwurf vorgesehenen Anderung des § 3 SGB XII.
Zu Nummer 3: Streichung von Artikel 2 (Anderung SGB 1)

Die in Artikel 2 des Gesetzentwurfs enthaltene Neufassung von § 28 Absatz 2 des Ersten Buches Sozialgesetz-
buch stellt eine Folgeanderung zu der in Artikel 1 des Gesetzentwurfs vorgesehenen Anderung des § 3 SGB XII
dar. Wegen des Entfalls dieser Anderung im SGB XII entféllt auch die Anderung in Artikel 2, der Artikel ist
deshalb zu streichen.

Zu Nummer 4: Anderung des neuen Artikel 2 (bisheriger Artikel 3 — SGB 11)
Zu Nummer 2a

Zu Buchstabe a

§ 11a Absatz 1 Nummer 4

Aufwandsentschadigungen fur ehrenamtliche Vormiinder, Pfleger und Betreuer werden nach § 1835a Absatz 2
des Birgerlichen Gesetzbuches (BGB) einmal jahrlich gezahlt, selbst wenn mit der Entschadigung Aufwéande fir
mehrere Monate oder sogar das ganze Jahr abgegolten werden. Aufgrund dieser jahrlichen Zahlweise konnte der
bislang einschlégige Absetzbetrag nach § 11b Absatz 2 Satz 3 allerdings nur einmal abgesetzt werden. Wiirde die
Aufwandsentschadigung (von derzeit 400 Euro) dagegen anteilig in jedem Monat ausgezahlt, in dem der Leis-
tungsberechtigte als Vormund, Pfleger oder Betreuer tatig war, konnte auch der Grundabsetzbetrag (von monat-
lich 250 Euro) fiir jeden einzelnen dieser Monate in Abzug gebracht werden und bliebe die Aufwandsentschadi-
gung im Ergebnis ganzlich unberucksichtigt. Ihre weitgehende Freistellung beseitigt also eine aus den Systemun-
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terschieden zwischen Birgerlichem und Sozialrecht resultierende Unbilligkeit. Nicht zuletzt bedeutet die weitge-
hende Freistellung der Aufwandsentschadigungen aber auch eine Anerkennung der Tatigkeit ehrenamtlicher Vor-
munder, Pfleger und Betreuer und soll zugleich einen Anreiz setzen, sich entsprechend zu engagieren. Die An-
lehnung an den steuerlichen Hochstbetrag nach § 3 Nummer 26 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes (derzeit
3.000 Euro jahrlich) stellt den Gleichklang mit der steuerlichen Regelung sicher.

Zu Buchstabe b
§ 11a Absatz 3

Redaktionelle Korrektur. Die Bezugnahme muss auf die Vorschrift im SGB X erfolgen, in der die Reisekosten
geregelt sind. Seit Inkrafttreten des Bundesteilhabegesetzes sind die Reisekosten in § 73 SGB IX geregelt.

Zu Buchstabe ¢
§ 11a Absatz 6

Die Landesgesetze zum Vollzug der Freiheitsstrafe und anderer freiheitsentziehender Sanktionen sehen teilweise
angelehnt an § 51 Strafvollzugsgesetz (StVollzG) vor, dass Strafgefangene verpflichtet sind, aus ihren Einkunften
ein Uberbriickungsgeld anzusparen, das den notwendigen Lebensunterhalt des Gefangenen und seiner Unterhalts-
berechtigten fur die ersten vier Wochen nach seiner Entlassung sichern soll, oder dass sie auf freiwilliger Basis
ein entsprechendes Guthaben ansparen kdnnen. Dieser Zeitraum ist nicht deckungsgleich mit dem Bedarfsmonat
und flhrt daher zu einer komplizierten Vergleichsberechnung, die zum 1. August 2016 eingeftihrt wurde und sich
in der Praxis nicht bewdahrt hat.

In der Praxis hat sich zudem gezeigt, dass das Uberbriickungsgeld zumeist tatséchlich auch nicht mehr als Ein-
kommen zur Verfiigung steht, da dieses fur notwendige einmalige Leistungen (beispielsweise Bekleidung) oder
auch die Tilgung von Schulden verwendet wurde. Das Uberbriickungsgeld soll daher vollstandig von der Bertick-
sichtigung als Einkommen ausgenommen werden. Die Beriicksichtigung des Uberbriickungsgeldes als Vermogen
erfolgt nach den allgemeinen Vorschriften des SGB 1.

Die Regelung fuhrt zu einer erheblichen Verwaltungsvereinfachung, da die bisherige Systematik eine komplexe
Berechnung erforderlich machte, die zudem von den leistungsberechtigten Personen nur schwer nachvollzogen
werden konnte.

Zu Nummer 2c
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Folgednderung zu Artikel 1 Nummer 11a. § 11b Absatz 2 Satz 3 in Verbindung mit 8 3 Absatz 1 Nummer 26b
des Einkommensteuergesetzes (EStG) sah bisher auch fiir die Aufwandsentschadigungen ehrenamtlicher Vor-
minder, Pfleger und Betreuer nach 8 1835a BGB einen erhohten Grundabsetzbetrag von 250 Euro vor. Diese
Regelung eriibrigt sich mit der weitgehenden Freistellung entsprechender Entschédigungen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Redaktionelle Anderung.

Zu Buchstabe b

Redaktionelle Anderung.

Zu Nummer 5

Redaktionelle Folgeanpassung.

Zu Nummer 6 (Einfuigung eines neuen Artikels 5 (Anderung SGB V))

Digitale Gesundheitsanwendungen kénnen auch im Rahmen der medizinischen Rehabilitation einen Beitrag zur
Verbesserung der Versorgung durch Digitalisierung leisten.

Mit der vorgesehenen Aufnahme digitaler Gesundheitsanwendungen in die Aufzahlung der im Rahmen der me-
dizinischen Rehabilitation zu erbringenden Leistungen in den Entwirfen zu 88 42 und 47a des Neunten Buches
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In diesem Bericht ist auch auszufiihren, wie das Aufkommen an Ausgleichsabgabe verwendet wurde, das den
Integrationsdmtern zusétzlich zur Verfiigung steht, weil das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales als Ver-
walter des Ausgleichsfonds zur Finanzierung der Einheitlichen Ansprechstellen fur Arbeitgeber auf zwei Prozent-
punkte des Aufkommens an Ausgleichsabgabe verzichtet hat.

Zu Nummer 3 (Anderung § 36 Schwerbehinderten- Ausgleichsabgabeverordnung)

Zur Finanzierung der Einheitlichen Ansprechstellen flr Arbeitgeber stehen den Integrationsdmtern vom einge-
gangenen Aufkommen an Ausgleichsabgabe zukiinftig zwei Prozentpunkte zusétzlich zur Verfiigung, da durch
die Anderung des § 36 Satz 1 SchwbAV erstmalig zum 1. Juni 2022 nicht 20 vom Hundert des im Zeitraum vom
1. Juni 2021 bis zum 31. Mai 2022 eingegangenen Aufkommens an Ausgleichsabgabe an den Ausgleichsfonds
weiterzuleiten ist, sondern nur noch 18 Prozent.

Zu Artikel 13d (Anderung der Kraftfahrzeughilfe-Verordnung)

Der Bemessungsbetrag fur die Beschaffung eines Kraftfahrzeugs wird von 9 500 Euro auf 22 000 Euro angeho-
ben. In der Gesetzesbegrindung zur Kraftfahrzeughilfe-Verordnung von 1987 heift es zu der Hohe des Bemes-
sungsbetrages: ,,Eine solche Summe reicht nach den derzeitigen Autopreisen fir die Anschaffung eines Wagens
der unteren Mittelklasse aus, der fir Fahrten von und zum Arbeitsplatz geeignet und ausreichend erscheint.” (BR
Drucksache 266/87 S. 20). Die Neuwagenpreise sind seit 1987 jedoch erheblich gestiegen. Das Statistische Bun-
desamt geht von einem jéhrlichen Anstieg der Anschaffungskosten von Uber 3 Prozent aus. Dennoch wurde die
Ho6he nur einmal im Jahr 1990 angepasst. Daher soll mit der vorliegenden Anderung die Hohe des Bemessungs-
betrags an die derzeitigen Autopreise fur ein Fahrzeug der unteren Mittelklasse angepasst werden.

Zu Nummer 13 (Anderung von Artikel 14)

Die bisherige Inkrafttretensregelung in Artikel 13 wird Artikel 14 und an die Anderungen in den Nummern 2 bis
13d angepasst.

Berlin, den 21. April 2021

Wilfried Oellers
Berichterstatter



	1. Die Bezeichnung des Gesetzentwurfs wird wie folgt gefasst:
	2. Artikel 1 wird wie folgt geändert:
	a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
	b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
	c) Nummer 3 wird aufgehoben.
	d) Nummer 4 wird Nummer 3.
	e) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 eingefügt:
	f) Nach Nummer 4 werden die folgenden Nummern 4a bis 4e eingefügt:
	g) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
	h) Nach Nummer 6 werden die folgenden Nummern 6a und 6b eingefügt:
	i) Nummer 7 wird wie folgt gefasst:
	j) Nummer 8 wird wie folgt gefasst:
	k) Nummer 9 wird wie folgt gefasst:
	l) Die Nummern 10 bis 12 werden aufgehoben.
	m) Nummer 13 wird Nummer 10 und wird wie folgt gefasst:
	n) Die Nummern 14 bis 17 werden aufgehoben.
	o) Die Nummern 18 und 19 werden die Nummern 11 und 12.
	p) Nach der neuen Nummer 12 wird folgende Nummer 13 eingefügt:
	q) Die Nummern 20 und 21 werden die Nummern 14 und 15.
	r) Nummer 22 wird Nummer 16 und wird wie folgt gefasst:
	s) Nummer 23 wird Nummer 17 und wird wie folgt gefasst:
	t) Nach der neuen Nummer 17 wird folgende Nummer 18 eingefügt:
	u) Die Nummern 24 und 25 werden aufgehoben.

	3. Artikel 2 wird aufgehoben.
	4. Artikel 3 wird Artikel 2 und nach Nummer 2 werden die folgenden Nummern 2a und 2b eingefügt:
	5. Die Artikel 4 und 5 werden die Artikel 3 und 4.
	6. Nach dem neuen Artikel 4 wird folgender Artikel 5 eingefügt:
	7. Artikel 7 wird wie folgt geändert:
	a) Der Nummer 1 wird folgender Buchstabe e angefügt:
	b) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
	c) Nummer 7 wird wie folgt gefasst:
	d) Nummer 10 Buchstabe b wird wie folgt geändert:
	e) Nach Nummer 21 werden die folgenden Nummern 21a bis 21c eingefügt:
	f) Nach Nummer 22 wird folgende Nummer 22a eingefügt:
	g) Folgende Nummer 24 wird angefügt:

	8. Artikel 9 Nummer 2 wird wie folgt geändert:
	a) § 12e wird wie folgt geändert:
	b) In § 12g Satz 2 werden die Wörter „Mensch-Tier-Gemeinschaft“ durch die Wörter „Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaft“ ersetzt.

	9. Nach Artikel 10 werden die folgenden Artikel 11 bis 12a eingefügt:
	10. Der bisherige Artikel 11 wird Artikel 13.
	11. Der bisherige Artikel 12 wird Artikel 13a und wird wie folgt gefasst:
	12. Nach dem neuen Artikel 13a werden die folgenden Artikel 13b bis 13d eingefügt:
	13. Der bisherige Artikel 13 wird Artikel 14 und wird wie folgt gefasst:



